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 1 
A. Einleitung 
 
Das Recht darauf, unabhängig vom familienrechtlichen Status seine genetische 
Abstammung zu kennen, hat in den letzten Jahren sowohl auf völkerrechtlicher als 
auch auf nationaler Ebene wachsende Anerkennung gefunden. Diese Entwicklung 
gründet neben einer zunehmenden Betonung ideeller Individualrechte ganz 
wesentlich auf dem medizinischen Fortschritt der letzten beiden Jahrzehnte. War man 
bei der Klärung der Abstammung eines Kindes früher auf Zeugenaussagen und 
Verfahren mit weniger eindeutigen Ergebnissen, etwa Blutgruppengutachten oder 
Zeugungsfähigkeitsprüfung, angewiesen, bietet die heute übliche 
Abstammungsbegutachtung mittels DNA-Analyse die Möglichkeit, den leiblichen 
Vater zumeist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit festzustellen, und das 
selbst dann, wenn dieser bereits verstorben ist. 
 
Besondere Beachtung verdient in diesem Zusammenhang das Urteil Jäggi gegen 
Schweiz des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) aus dem Jahre 
2006.1 Der 1939 als uneheliches Kind geborene Beschwerdeführer wollte Zeit seines 
Lebens Klarheit über die Identität seines Vaters gewinnen. Die Mutter hatte bei der 
Geburt einen gewissen A. H. als Vater benannt, welcher intime Beziehungen mit der 
Mutter zwar eingeräumt, die Vaterschaft aber bestritten hat. Eine Klage auf 
Feststellung der Vaterschaft wurde 1948 rechtskräftig abgewiesen, weil A. H. die 
nach damals geltendem Recht mögliche Einrede des Mehrverkehrs erhoben hatte. 
Nachdem Herr Jäggi 1959 von seiner Mutter erfahren hatte, A. H. sei sein Vater, 
nahm er zu diesem Kontakt auf. A. H. verweigerte aber die Durchführung eines 
medizinischen Vaterschaftstests. Erst kurz vor dessen Tod im Jahre 1976 führte eine 
auf Betreiben des Beschwerdeführers durchgeführte Blutgruppenuntersuchung zu 
dem Ergebnis, dass die Vaterschaft nicht ausgeschlossen werden könne. 1997 
erreichte Herr Jäggi auf eigene Kosten die Verlängerung der Konzession für das Grab 
des A. H. bis zum Jahre 2016. Zwei Jahre später erhob er Klage auf Revision des 
Urteils von 1948. Im Rahmen dieses Revisionsverfahrens beantragte er die 
Exhumierung des Leichnams des A. H. zur Durchführung eines DNA-Tests. 
 
Seine Klage wurde in der Schweiz von allen Instanzen abgewiesen. Das 
Bundesgericht führte zur Begründung an, das Recht des Kindes auf Kenntnis seiner 
Abstammung bestehe nicht absolut, sondern sei mit dem Recht auf Totenruhe und 
den Interessen der nächsten Angehörigen, die sich gegen eine Exhumierung wehrten, 
abzuwägen. Dabei sei zu berücksichtigen, dass der Beschwerdeführer inzwischen 
sechzig Jahre alt sei und seine Persönlichkeit entwickeln sowie einen großen Teil 
seines Lebens führen konnte, ohne dass seine physische wie psychische Gesundheit 
durch die Ungewissheit seiner Abstammung einen medizinisch feststellbaren Schaden 
erlitten habe.2 Herr Jäggi wandte sich daraufhin mit einer Beschwerde nach Art. 34 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) an den EGMR in Straßburg. 
 
Der EGMR bestätigte in seinem Urteil nicht nur seine bestehende Rechtsprechung 
zum Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung, sondern verdeutlichte auch, dass 
es unabhängig von dem bereits erreichten Lebensalter der nach seiner biologischen 
Abstammung suchenden Person besteht. Zudem sei das Recht auf tatsächliche 
                                                
1 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X; in Auszügen übersetzt in 
FamRZ 2006, S. 1354 f. 
2 BG, Urteil vom 22.12.1999, Nr. 1 P.600/1999, auszugsweise abgedruckt in FamPra.ch 
2000, 702 ff. 
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Kenntnis der genetischen Abstammung nicht auf gegebene prozessuale 
Möglichkeiten beschränkt, sondern müsse auch durchgesetzt werden können, wenn 
eine die rechtliche Abstammung betreffende Vaterschaftsfeststellungsklage 
rechtskräftig abgewiesen wurde. Im Einzelfall kann zur Verwirklichung des 
Kenntnisrechts auch die Exhumierung des mutmaßlichen Vaters zum Zwecke eines 
DNA-Abstammungstests gerechtfertigt sein, wenn nicht die Achtung der Totenruhe 
oder Persönlichkeitsrechte der Angehörigen überwiegen.3 
 
Diese Entscheidungspunkte des Urteils geben Anlass, einen genaueren Blick auf 
Umfang und Durchsetzbarkeit des Rechts auf Kenntnis der eigenen Abstammung in 
Deutschland und in der Schweiz zu werfen. Dabei werden insbesondere die beiden 
durch den Fall Jäggi aufgeworfenen Problemfelder fokussiert: die prozessuale 
Geltendmachung außerhalb förmlicher Abstammungsverfahren und die rechtliche 
Lage, wenn der mutmaßliche Kindesvaters bereits verstorben ist. 
 
Die Arbeit legt zu Beginn den aktuellen Entwicklungsstand zum Recht auf Kenntnis 
der Abstammung nach der EMRK, im schweizerischen sowie im deutschen Recht 
dar. Sie spart dabei Themenkomplexe wie die Frage nach einem spiegelbildlichen 
Recht auf Kenntnis der eigenen Vaterschaft sowie Leihmutterschaft oder Eispende 
und ein damit verbundenes Recht auf Kenntnis der genetischen Mutter aus und 
beschränkt sich auf die in der Praxis vorrangig problematische väterliche 
Abstammung. 
 
Das anschließende Kapitel zur Durchsetzung dieses Rechts geht zum einen auf die in 
der Schweiz und Deutschland bereits bestehenden prozessualen Möglichkeiten ein, 
im Rahmen förmlicher familienrechtlicher Abstammungsverfahren zu erfahren, wer 
der eigene biologische Vater ist. Der EGMR entschied jedoch, die prozessuale 
Durchsetzung des Rechts auf Kenntnis der biologischen Abstammung müsse auch 
unabhängig von solchen die rechtliche Zuordnung des Kindes betreffenden 
Vaterschaftsklagen gewährleistet werden. Daher ist zu untersuchen, inwieweit die 
nationalen Rechtsordnungen dieser Vorgabe bereits gerecht werden, eine Ausweitung 
der Klagemöglichkeiten de lege lata zu empfehlen oder das Handeln des 
Gesetzgebers zu fordern ist. 
 
Nachdem geklärt ist, auf welchen prozessualen Wegen das Kenntnisrecht des Kindes 
durchgesetzt werden kann, gilt es schließlich, auf das Sonderproblem der 
Exhumierung zur Abstammungsfeststellung nach dem Tode des mutmaßlichen Vaters 
einzugehen. Zu diesem Zweck wird zunächst untersucht, ob und zu welchem Umfang 
potentiell entgegenstehende Rechte des Verstorbenen selbst oder dessen Angehörigen 
in der EMRK, der schweizerischen und der deutschen Rechtsordnung gewährt 
werden. Im Anschluss ist zu erörtern, auf welcher Rechtsgrundlage das jeweilige 
nationale Recht derartige Exhumierungen zulässt und inwiefern in diesem 
Zusammenhang eine Abwägung der Interessen des Kindes auf Kenntnis seiner 
Abstammung und des Verstorbenen oder der Angehörigen auf Wahrung der 
Totenruhe stattfindet. Das Kapitel endet mit einer Stellungnahme zu der Frage, ob 
Rechtsetzung und Rechtspraxis in Deutschland und in der Schweiz als zufrieden 
stellend zu beurteilen sind. Eine kurze Zusammenfassung der erreichten Ergebnisse 
und ein Ausblick schließen die Arbeit ab. 
 
                                                
3 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, §§ 28 ff. 
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B. Das Recht auf Kenntnis der Abstammung 
 
Rechtliche Vaterlosigkeit oder mangelnde Übereinstimmung rechtlicher und 
biologischer Vaterschaft sind keine allein der Gegenwart und jüngeren Vergangenheit 
eigenen Phänomene. Aus welchen Gründen kam es also gerade in den letzten zehn 
Jahren auf völkerrechtlicher wie auf nationaler Ebene zur Entwicklung und 
Anerkennung eines neuen Rechts, um die Identität der eigenen genetischen Eltern zu 
wissen? Dazu muss man sich zunächst die beiden Grundmotive des 
Abstammungsrechts vergegenwärtigen: biologisch-genetische Wahrheit auf der einen 
und soziale Zuordnung auf der anderen Seite - zwei Aspekte, die miteinander in 
Konflikt geraten können. Bis vor nicht allzu langer Zeit stand im Rahmen der 
Festlegung rechtlicher Abstammung durch die jeweiligen nationalen Gesetze 
eindeutig die soziale Zuordnung des Kindes zu einer Familie im Vordergrund. Anlass 
dafür war neben strikteren Moralvorstellungen und einem dementsprechenden 
gesellschaftlichen Druck, nicht vom Grundmodell der ehelichen Familienbildung 
abzuweichen, vor allem die mangelnde Möglichkeit, ein Kind mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit seiner genetischen Abstammung nach zuzuordnen. 
Man behalf sich daher häufig mit Fiktionen und Vermutungen. Die Fortentwicklung 
der Naturwissenschaften und der Medizin schuf aber nunmehr die Voraussetzungen, 
die genetische Abstammung mithilfe molekularbiologischer Methoden mit 
Gewissheit festzustellen oder auszuschließen. Daher sieht sich das 
Abstammungsrecht seither, von geänderter Moralvorstellung und Lebenswirklichkeit 
einmal ganz abgesehen, völlig neuen Prämissen gegenüber. Es muss sich damit 
auseinandersetzen, inwiefern der biologisch-genetischen Wahrheit Vorrang 
gegenüber der sozialen Familie zu gewähren ist, ob aus der Möglichkeit, die 
biologische Abstammung eines Kindes festzustellen, zugleich ein Recht desselben 
folgt, diese zu kennen und welche Konsequenzen sich daraus insgesamt für die 
Zuordnung der rechtlichen Vaterschaft ergeben. 
 
I. Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte 
 
Schon vor beinahe zwanzig Jahren wies der EGMR darauf hin, wie grundlegend die 
Kenntnis der eigenen Lebensgeschichte für die Entwicklung der menschlichen 
Persönlichkeit ist. Die Auseinandersetzung mit Herkunft und Vergangenheit gehöre 
zur Identitätsfindung und sei daher Teil des Rechts auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit, dessen Schutz im Rahmen des Rechts auf Achtung des Privat- und 
Familienlebens nach Art. 8 EMRK gewährleistet wird. Demzufolge erfordere es die 
Achtung des Privatlebens, jedermann den Zugang zu Informationen zu ermöglichen, 
die Aufschluss etwa über die Einzelheiten der eigenen Geschichte und Identität geben 
können.4 Mit diesem Urteil legte der Gerichtshof den Grundstein für ein Recht auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung als Ausfluss des Rechts auf Achtung des 
Privatlebens nach Art. 8 EMRK, auch wenn die biologische Abstammung als solche 
im konkreten Fall nicht in Frage stand.5 
 
                                                
4 EGMR, Urteil Gaskin gegen Großbritannien vom 7.7.1989, Serie A 160, §§ 39, 49. 
5 Im Fall Gaskin war die Identität der leiblichen Eltern bekannt. Die Mutter des 
Beschwerdeführers war wenige Monate nach dessen Geburt verstorben, weshalb dieser seit 
früher Kindheit an in mehreren Pflegefamilien lebte. Er verlangt Einsicht in alle 
diesbezüglichen Dokumente, um Einzelheiten über die verschiedenen Unterbringungen zu 
erfahren und so seine Kindheit und Jugend nachvollziehen zu können. 
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Um die Entwicklung eines so spezifischen Rechts wie desjenigen auf Kenntnis der 
genetischen Abstammung nachvollziehen zu können, lohnt zunächst ein allgemeiner 
Blick auf Art. 8 EMRK. Die Vorschrift nennt in ihrem ersten Absatz vier 
Schutzbereiche: Privatleben, Familienleben, Wohnung und Korrespondenz. Deren 
Nähe in der Lebenswirklichkeit führt zwar zu zahlreichen Überschneidungen. Ihr 
Wortlaut, vor allem aber die konkretisierende Ausprägung durch die Rechtsprechung, 
erlaubt dennoch eine weitgehende Abgrenzung der einzelnen Schutzbereiche.6 
Festzuhalten ist, dass sich in der Gesamtschau die umfassende Garantie eines 
individuellen Freiheitsraums zur Entfaltung der eigenen Persönlichkeit ergibt. Die 
Realisierung dieses möglichst weiten Freiheitskreises wird durch eine doppelte 
Funktionalität des Art. 8 EMRK erreicht. Zum einen gebietet er als Abwehrrecht der 
staatlichen Gewalt, sich willkürlicher Eingriffe in das Privat- und Familienleben des 
Einzelnen zu enthalten. Zum anderen hat der Staat aber auch eine positive 
Verpflichtung, die für einen effektiven Schutz der gewährleisteten Rechte 
notwendigen Maßnahmen zu treffen.7 Die Gewährleistungen des Art. 8 Abs. 1 
EMRK sind jedoch nicht von absoluter Geltung, sondern können unter den in Abs. 2 
angeführten Voraussetzungen eingeschränkt werden. 
 
Ausgehend von der Zwecksetzung des Art. 8 EMRK, einen möglichst großen 
individuellen Freiheitsraums zur Entfaltung der eigenen Persönlichkeit zu 
garantieren, erfährt der Begriff der Privatsphäre eine weite Auslegung. Die Achtung 
des Privatlebens umfasst daher nicht nur ein Recht auf die freie Selbstbestimmung als 
Einzelner, sondern ergänzend dazu das Recht, Beziehungen zu anderen Menschen zu 
pflegen.8 Auch der Begriff des Privatlebens wurde durch die Rechtsprechung 
konturiert, wobei sich im Wesentlichen drei Teilbereiche unterscheiden lassen: Neben 
dem Schutz der Privatsphäre und der freien Gestaltung der persönlichen 
Lebensführung beinhaltet er auch die individuelle körperliche wie geistige Integrität.9 
 
In der Folge erweitert die Konventionsrechtsprechung den Begriff des Privatlebens, 
indem sie auch Aspekte der physischen und sozialen Identität in die körperliche und 
geistige Integrität einbezieht.10 Weil der Gerichtshof davon ausgeht, dass die 
Kenntnis der eigenen Herkunft und Lebensgeschichte von essentieller Bedeutung für 
die Entwicklung der individuellen Persönlichkeit ist, stellt sich dieses Wissen als 
                                                
6 Siehe dazu GRABENWARTER Christoph, Europäische Menschenrechtskonvention, S. 204 
ff.; MARAUHN Thilo/MELJNIK Konstantin in: EMRK/GG, Kap. 16 Rn. 26 ff.; SUDRE 
Frédéric, Droit européen et international des droits de l'homme, S. 399 ff.; HERINGA 
Willem/ZWAAK Leo in: VAN DIJK Pieter/VAN HOOF Fried/VAN RIJN 
Arjen/ZWAAK Leo (Hrsg.), Theory and Practice of the European Convention on Human 
Rights, S. 663 ff. 
7 Siehe dazu im Zusammenhang mit dem Recht auf Kenntnis der Abstammung EGMR, Urteil 
Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 33; EGMR, Urteil Odièvre gegen 
Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, § 40; EGMR, Urteil Mikulić gegen Kroatien 
vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 57. 
8 EGMR, Urteil Odièvre gegen Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, § 29; EGMR, Urteil 
Pretty gegen Großbritannien vom 29.4.2002, RJD 2002-III, § 61; EGMR, Urteil Amann 
gegen Schweiz vom 16.2.2000, RJD 2000-II, § 65; EMGR, Urteil Niemitz gegen 
Deutschland vom 16.12.1992, Serie A 251-B, § 29. 
9 GRABENWARTER Christoph, Europäische Menschenrechtskonvention, S. 205; 
MARAUHN Thilo/MELJNIK Konstantin in: EMRK/GG, Kap. 16 Rn. 32. 
10 EGMR, Urteil Van Kück gegen Deutschland vom 12.6.2003, RDJ 2003-VII, § 69; EGMR, 
Urteil Pretty gegen Großbritannien vom 29.4.2002, RJD 2002-III, § 61; EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 53. 
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Bedingung psychischer Integrität einer Person dar.11 Die Gewährleistung der 
individuellen Identität, aus der sich das Recht auf Kenntnis der Abstammung letztlich 
ableitet, bildet daher einen wesentlichen Teil der Achtung des Privatlebens12 und 
erfordert die tatsächliche Möglichkeit, Zugang zu relevanten Details des eigenen 
Lebensverlaufs, insbesondere der Identität der leiblichen Eltern, zu haben.13 Eine 
Person, die versucht, die Wahrheit über die eigene Abstammung zu erfahren, hat 
daher ein durch die Konvention geschütztes Interesse, Informationen zu erhalten, die 
unbedingt nötig sind, um substanzielle Aspekte der persönlichen Identität klären zu 
können.14 Die Geburt und deren Umstände sind folglich Teil des Privatlebens des 
Kindes wie auch des späteren Erwachsenen im Sinne des Art. 8 EMRK.15 So ergibt 
sich nach der Rechtsprechung des EGMR aus dem Recht auf Achtung des 
Privatlebens letztlich das Recht, Kenntnis über die eigene Herkunft zu erlangen. 
 
Der Gerichtshof sieht dabei keinen Grund, die Feststellung der rechtlichen oder 
biologischen Beziehung zwischen einem außerehelichen Kind und dessen Vater vom 
Begriff des Privatlebens auszuschließen.16 Alle Verfahren, die mit der Klärung der 
Abstammung in Verbindung stehen, fallen demzufolge in den Anwendungsbereich 
des Art. 8 EMRK.17 Hintergrund dieser Klarstellung ist der Gedanke, dass 
Sachverhalte, in denen (noch) kein rechtliches Abstammungsverhältnis zwischen 
Kind und leiblichen Eltern besteht, möglicherweise nicht in den Anwendungsbereich 
des Schutzguts Familienleben fallen. Zwar beschränkt sich dieser Begriff im Rahmen 
des Art. 8 EMRK nicht auf verwandtschaftliche Beziehungen, die auf eine Ehe 
zurückzuführen sind, sondern bezieht gleichermaßen nur faktisch, nicht aber rechtlich 
bestehende Verbindungen mit ein, wenn sie eine ausreichende Konstanz aufweisen.18 
Das Verhältnis zwischen Eltern und Kindern nach der Trennung der Eltern,19 
zwischen der Mutter und ihrem außerehelich geborenen Kind,20 sogar wenn sie dieses 
zur Adoption freigegeben hat,21 grundsätzlich auch zwischen dem biologischen Vater 
                                                
11 EGMR, Urteil Odièvre gegen Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, § 29; EGMR, 
Urteil Bensaid gegen Großbritannien vom 6.2.2001, RDJ 2001-I, § 47. 
12 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 37. 
13 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 38; EGMR, Urteil 
Odièvre gegen Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, § 29; EGMR, Urteil Mikulić 
gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, §§ 54, 64. Vgl. auch Art. 7 Abs. 1 das UN 
Übereinkommens über die Rechte des Kindes vom 20.11.1989, wonach das Kind "soweit 
möglich das Recht [hat], seine Eltern zu kennen". 
14 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 38; EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 64. 
15 EGMR, Urteil Odièvre gegen Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, §29. 
16 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 25; EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 53. 
17 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 25, EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 51; EGMR, Urteil Keegan gegen 
Irland vom 26.5.1994, Serie A 290, § 45; EGMR, Urteil Rasmussen gegen Dänemark vom 
28.11.1984, Serie A 87, § 33. 
18 EGMR, Urteil Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 51. 
19 Ständige Rechtsprechung. Siehe Entscheide EKMR 11 526/85 vom 10.10.1985, D.R. 50, S. 
129; EKMR 12 411/86 vom 4.3.1987, D.R. 51, S. 245; EKMR 12 246/86 vom 13.7.1987, 
D.R. 53, S. 225. 
20 Seit EGMR, Urteil Marckx gegen Belgien vom 13.6.1979, Serie A 31, welches die 
Gleichstellung von ehelichen und unehelichen Kindern entscheidend geprägt hat. 
21 Entscheid EKMR 7627/76 vom 11.7.1977, D.R. 11, S. 160 ff. 
 6 
und dem Kind,22 selbst wenn die Vaterschaft zu Gunsten des Ehemannes der Mutter 
rechtlich vermutet wird,23 ist daher unproblematisch von den Begriff des 
Familienlebens umfasst. Besteht indes bei einem außerehelich gezeugten und nicht 
anerkannten Kind neben der fehlenden rechtlichen auch keine tatsächliche Bindung – 
etwa wenn der biologische Vater keinerlei Interesse an seinem Kind zeigt24 oder 
lediglich eine Samenspende25 erfolgt ist - sind dagegen Zweifel angezeigt. Das 
Gericht hat aber in derart gelagerten Fällen betont, dass es dahinstehen könne, ob hier 
die Beziehung zwischen dem leiblichen Elternteil und dem Kind das Recht auf 
Achtung des Familienlebens betreffe. Denn das Recht auf Kenntnis der Abstammung 
falle jedenfalls in den Bereich des Privatlebens, der wichtige Aspekte der 
persönlichen Identität, insbesondere die Identität der leiblichen Eltern umfasse.26 
 
Der Systematik des Art. 8 EMRK entsprechend besteht der Anspruch auf Kenntnis 
der Abstammung nicht absolut, sondern unterliegt den in Absatz 2 vorgesehenen 
Beschränkungsmöglichkeiten.27 Das Recht, Informationen über die eigene Herkunft 
zu erhalten, ist daher mit möglicherweise entgegenstehenden Rechte und Freiheiten 
anderer oder sonstigen in Absatz 2 genannten legitimen Zielen abzuwägen. Hierbei 
steht den Vertragsstaaten ein Ermessensspielraum zu, den die 
Konventionsrechtsprechung hinsichtlich des Privat- und Familienlebens tendenziell 
weit anlegt.28 
 
Als trotz seiner Kürze bedeutungsvoll erscheint der Hinweis des Gerichtshofs im 
Urteil Jäggi, es bestehe bei diesem Sachverhalt eine „direkte Verbindung“ zwischen 
der Feststellung der Vaterschaft und dem Recht auf Achtung des Privatlebens29 und 
nicht nur ein bloß vermögensrechtliches Interesse an einen möglichen 
Erbenstellung.30 Dies betont die originäre Verortung des Rechts auf Kenntnis der 
Abstammung im persönlichkeitsrechtlichen Bereich. Sein Sinn und Zweck ist es, 
durch das Wissen um die eigenen Wurzeln die Entwicklung der individuellen 
Persönlichkeit in seiner Gänze zu ermöglichen. Darüber hinaus liegt jedoch 
selbstverständlich ein Interesse des Kindes nahe, seine biologische Abstammung 
nicht nur zu kennen, sondern diese auch rechtlichen Konsequenzen zuzuführen, etwa 
um Unterhaltsansprüche oder Stellung eines gesetzlichen Erben zu erlangen. Hat das 
Kind einmal Kenntnis von der Identität seiner Elternteile erlangt, kann es die 
jeweiligen nationalen Rechtswege nutzen, um eine Feststellung auch der rechtlichen 
Abstammung zu erreichen. Insofern lassen sich persönlichkeits- und 
vermögensbezogene Interessen an der Kenntnis der eigenen Abstammung auf den 
                                                
22 Ständige Rechtsprechung. Statt vieler EGMR, Urteil Keegan gegen Irland vom 26.5.1994, 
Serie A 290. 
23 EGMR, Urteil Kroon gegen Niederlande vom 27.10.1994, Serie A 297-C. 
24 Entscheide EKMR 17 771/91 vom 12.10.1992; EKMR 18 280/91 vom 9.4.1992. 
25 Entscheid EKMR 16 944/90 vom 8.2.1993, D.R. 74, S. 120. 
26 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 25; EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 53; EGMR, Urteil Odièvre gegen 
Frankreich vom 13.2.2003, RJD 2003-III, § 29. 
27 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 38; EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 64. 
28 Siehe dazu GRABENWARTER Christoph, Europäische Menschenrechtskonvention, S. 
133 f., S. 224 ff. 
29 EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, RJD 2006-X, § 26, EGMR, Urteil 
Mikulić gegen Kroatien vom 7.2.2002, RJD 2002-I, § 55. 
30 In EGMR, Entscheidung Estate of Kresten Filtenborg Mortensen gegen Dänemark vom 
15.5.2006, RJD 2006-IV und EGMR, Urteil Haas gegen Niederlande vom 13.1.2004, RJD 
2004-I, ging es dagegen um die Stellung als gesetzlicher Erbe. 
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ersten Blick sicherlich nicht scharf voneinander trennen. Aus Art. 8 EMRK wurde – 
gerade mit dem Urteil Jäggi – ein Kenntnisrecht entwickelt, welches grundsätzlich 
auch dann Zugang zu Informationen über die eigene Abstammung ermöglichen soll, 
wenn förmliche Abstammungsverfahren nach nationalem Recht nicht (mehr) eröffnet 
sind. Dieses Recht beschränkt sich zum einen, wie aus seiner Benennung ersichtlich, 
auf die bloße Kenntniserlangung und führt als solche nicht zwingend zu einem 
Anspruch auf eine entsprechende rechtliche Vaterschaftsfeststellung. Zum anderen 
wird man sich in einem Verfahren, in welchem allein Vermögensinteressen zu Rede 
stehen, nicht auf das ideelle Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung berufen 
können, denn dessen unmittelbarer Zweck ist es nicht, die Rechts- oder 
Vermögenssituation des Kindes zu verbessern. Dass eine vermögensrechtliche 
Gleichbehandlung eines unehelich gezeugten und nicht anerkannten Kindes 
moralisch wünschenswert ist, lässt sich kaum bestreiten. Doch ist diese 
Problemstellung eben nicht Teil eines Rechts auf Kenntnis der biologischen 
Abstammung, sondern jener komplexen Frage, inwieweit eine umfassende rechtliche 
und faktische Gleichstellung aller Kinder unabhängig von ihrem familienrechtlichen 
Status praktisch umsetzbar ist. 
 
Die EMRK gewährt mithin ein Recht auf Kenntnis der biologisch-genetischen 
Abstammung, dessen Zweck der Schutz immaterieller Persönlichkeitsgüter ist. Sine 
Geltendmachung ausschließlich zur Durchsetzung materieller Interessen ist daher 
abzulehnen. Das Kenntnisrecht besteht nicht absolut, sondern unterliegt den 
Beschränkungen des Art. 8 Abs. 2 EMRK, es findet folglich eine Abwägung 
insbesondere mit gegenläufigen Persönlichkeitsrechten anderer Beteiligter statt. 
 
II. Die Rechtslage in der Schweiz 
 
In der Schweiz begann die Diskussion um einen Anspruch des Kindes auf Kenntnis 
seiner Abstammung etwa Mitte der 1980er Jahre. Das seit 1973 geltende neue 
Adoptionsrecht regelt zwar in Art. 268b des Zivilgesetzbuches (ZGB) das 
Adoptionsgeheimnis, wonach die Adoptiveltern nicht ohne ihre Zustimmung den 
leiblichen Eltern des Kindes bekannt gegeben werden dürfen, um die soziale Familie 
vor unerwünschter Intervention zu schützen. Das Gesetz schweigt aber zu der Frage, 
ob das Adoptivkind gegenüber seinen Adoptiveltern oder den Behörden ein Recht auf 
Preisgabe der Identität der leiblichen Eltern hat. Es gab auch keine anderen 
gesetzlichen Regelungen zur Frage, worauf sich ein Anspruch des Kindes auf 
Kenntnis seiner biologischen Eltern stützen könnte und inwiefern deren 
widersprechende Interessen beachtlich sind.31 Im Jahre 1986 hatte das Bundesgericht 
darüber zu entscheiden, ob einem unehelich geborenen Kind ein Anspruch auf 
Einsicht der abgeschlossenen Vormundschaftsakten hinsichtlich seines Vaters und 
den Umständen seiner Kindheit zusteht.32 Ein solcher Anspruch sei nach dem aus Art. 
4 aBV (alte Fassung der Bundesverfassung) abgeleiteten Akteneinsichtsrecht33 zu 
beurteilen und könne auch aus dem damals noch ungeschriebenen Grundrecht auf 
                                                
31 Zur Behördenpraxis BESSON Samantha, ZSR 2005, S. 46. 
32 BGE 112 Ia 97, Urteil der I. öffentlichrechtlichen Abteilung vom 5.2.1986. 
33 In der seit 1.1.2000 geltenden neuen Bundesverfassung findet sich das Recht auf 
Akteneinsicht als Teil des Anspruchs auf rechtliches Gehör in Art. 29 Abs. 2 BV, vgl. 
AUER Andreas/MALINVERNI Giorgio/HOTTELIER Michel, Droit constitutionnel 
suisse, Rn. 1761; AUBERT Jean-François/ MAHON Pascal, Art. 29 Rn. 6. 
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persönliche Freiheit abgeleitet werden.34 Die Abwägung aller betroffenen Interessen 
führte jedoch in diesem Fall dazu, dass keine Einsicht gewährt wurde. Dieses Urteil 
löste alsbald eine wissenschaftliche Auseinandersetzung aus,35 die sich durch die 
rasante Entwicklung der Fortpflanzungsmedizin noch erheblich verstärkte. 
 
1. Ein ausdrückliches Grundrecht auf Kenntnis der genetischen 
Abstammung 
 
Im Jahre 1992 wurde Art. 24novies zur Regelung der Fortpflanzungsmedizin und 
Gentechnologie im Humanbereich in die Bundesverfassung (BV) eingefügt,36 dessen 
Bestimmungen sich nunmehr in Art. 119 der neuen BV wiederfinden. Nach Art. 119 
Abs. 2 Bst. g BV hat jede Person Zugang zu den Daten über ihre Abstammung. 
Damit hat der Verfassungsgeber den schwerwiegenden und vieldiskutierten Konflikt 
zwischen dem Anonymitätsinteresse des Samenspenders und dem Interesse des 
Kindes, seine biologische Abstammung zu kennen, zugunsten des Kindes 
entschieden. Solange das Kind nicht volljährig ist, sind im Lichte des Art. 36 BV 
ausnahmsweise Einschränkungen zum Schutze der sozialen Familie möglich.37 Die 
Einzelheiten des Zugangs zu den Abstammungsdaten sind vom Gesetzgeber 
festzulegen. 
 
Im Unterschied zu den anderen Bestimmungen des Art. 119 Abs. 2 BV drückt sich 
Bst. g abstrakt, losgelöst von Fortpflanzungsmedizin und Gentechnologie aus.38 
Interpretiert man den grundrechtlich verbürgten Zugang zu Abstammungsdaten 
ausgehend von dieser Feststellung allgemein als Anerkennung eines elementaren 
Bedürfnisses der Persönlichkeitsentfaltung im Sinne des Art. 10 Abs. 2 BV sowie als 
spezielle Garantie des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung gemäß Art. 
13 Abs. 2 BV und des Rechts auf Akteneinsicht gegenüber staatlichen Stellen aus 
Art. 8 BV,39 liegt der Gedanke nahe, der Anspruch könne nicht nur für mittels 
Samenspende gezeugte Kinder gelten, sondern für jedes Kind, unabhängig von der 
Art seiner Zeugung. Auf diese Überlegung wird bei der Frage nach einem 
Kenntnisrecht in gesetzlich nicht geregelten Fällen zurückzukommen sein. 
 
2. Gesetzliche Regelung für durch heterologe Insemination gezeugte 
Kinder 
 
Auf Grundlage dieser Verfassungsbestimmung wurde im Jahre 1998 das 
Fortpflanzungsmedizingesetz (FMedG) verabschiedet, das am 1.1.2001 in Kraft 
getreten ist. Der Auskunftsanspruch des Kindes ist in Art. 27 FMedG geregelt, der 
                                                
34 Im Rahmen des datenschutzrechtlichen Auskunftsrechts, das heute in Art. 13 Abs. 2 und 
Art. 10 Abs. 2 BV geregelt ist; vgl. dazu SUTTER Patrick, S. 154 mit weiteren 
Nachweisen. 
35 Vgl. vor allem COTTIER Thomas, Kein Recht auf Kenntnis des eigenen Vaters?, recht 
1986, S. 135 ff.; ders., Die Suche nach der eigenen Herkunft: Verfassungsrechtliche 
Aspekte, ZSR-Beiheft 6, 1987, S. 27 ff. 
36 Zur vorangehenden gesellschaftlichen und rechtlichen Debatte siehe REUSSER 
Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 618 f.; vgl. auch BGE 115 Ia 234, Urteil der 
I. öffentlichrechtlichen Abteilung vom 15.3.1989, in dem das Bundesgericht hinsichtlich 
der absoluten Anonymität des Samenspenders Zweifel äußerte, jedoch auf ein 
diesbezügliches obiter dictum verzichtete.  
37 REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J. in: St. Galler Kommentar, Art. 119 BV, Rn. 35. 
38 AUBERT Jean-François /MAHON Pascal, Art. 119 Rn. 26. 
39 So REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 619 f. 
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eine differenzierende Lösung vorsieht. Art. 27 Abs. 1 FMedG enthält ein unbedingtes 
Recht des volljährigen Kindes in Hinblick auf die äußere Erscheinung und die 
Personalien des Spenders.40 Das Kind muss hier kein schutzwürdiges Interesse 
nachweisen, es erfolgt keine Abwägung der in Rede stehenden Belange. Vielmehr 
müssen sich der Samenspender und die Eltern von vorneherein auf das absolute 
Kenntnisrecht des volljährigen Kindes einstellen.41 Möchte das Kind darüber 
hinausgehende Angaben, etwa medizinische Daten, erlangen oder hat es das 18. 
Lebensjahr noch nicht vollendet, muss es nach Art. 27 Abs. 2 FMedG ein 
schutzwürdiges Interesse nachweisen. In diesem Fall erfolgt eine Abwägung aller in 
Rede stehenden Belange, wobei bei Minderjährigkeit des Kindes vor allem der 
Schutz der sozialen Familie zu betonen ist. Der Auskunftsanspruch gebührt nur dem 
Kind. Weder Samenspender noch die Eltern des Kindes haben das Recht, in die 
Datensammlung Einsicht zu nehmen. Der Ablauf der Auskunftserteilung ist in Art. 27 
Abs. 3 FMedG geregelt. Danach informiert die Behörde42 zunächst den Spender von 
dem Auskunftsbegehren. Lehnt er einen persönlichen Kontakt mit dem Kind ab, ist 
dieses hierüber zu informieren und auf die Persönlichkeitsrechte des Spenders 
hinzuweisen. Nur wenn das Kind danach weiterhin nach Absatz 1 auf der Auskunft 
beharrt, wird ihm diese erteilt. Das Auskunftsverfahren nimmt folglich einige Zeit in 
Anspruch. Damit sollen spontane und unreflektierte Auskunftsgesuche vermieden 
werden.43 
 
Der Auskunftsanspruch dient nur der Faktenkenntnis des Kindes, es soll dadurch 
nicht zur Änderung der rechtlichen Vaterschaft kommen. Das Kindesverhältnis zum 
Ehemann der Mutter kann das durch Samenspende gezeugte Kind nicht anfechten, 
Art. 23 Abs. 1 FMedG. Auch ist nach Art. 23 Abs. 2 FMedG die Vaterschaftsklage 
des Kindes gegen den Samenspender grundsätzlich ausgeschlossen. 
 
3. Gesetzliche Regelung für adoptierte Kinder 
 
Vor dem Hintergrund der Unterzeichnung des UN-Übereinkommens über die Rechte 
des Kindes44 und der Ratifizierung des Haager Adoptionsübereinkommens45 stellte 
sich kurze Zeit später die Frage, ob das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung 
auch für Adoptivkinder in ausreichendem Maße gewährleistet ist. Zwar hatte sich der 
Bundesrat bereits zuvor für eine unmittelbare Anwendung von Art. 119 BV und Art. 
                                                
40 Personalien des Spenders sind nach Art. 24 Abs. 2 Bst. a FMedG der Name und Vorname, 
Geburtstag und Geburtsort, Wohnort, Heimatort oder Nationalität sowie Beruf und 
Ausbildung. Angaben zur äußeren Erscheinung sind insbesondere Augen-, Haar- und 
Hautfarbe, Größe und Körperbau. Zur Dokumentationspflicht des behandelnden Arztes 
ausführlich REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 623 f. 
41 Nach Art. 18 Abs. 2 FMedG muss die Spender vor der Samenspende schriftlich über die 
Rechtslage unterrichtet werden, namentlich über das Recht des Kindes auf Auskunft. 
42 Die Daten werden gemäß Art. 25, 26 FMedG beim Eidgenössischen Amt für 
Zivilstandswesen (der Oberaufsichtsbehörde des Bundes über das Zivilstandswesen) 80 
Jahre lang zentral aufbewahrt; siehe dazu REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 
2000, S. 624 f.  
43 REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 627 f. 
44 Das UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20.11.1989 wurde am 
13.12.1996 von der Bundesversammlung genehmigt und trat für die Schweiz am 26.3.1997 
in Kraft. 
45 Das Haager Übereinkommen vom 29. Mai 1993 über den Schutz von Kindern und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption (HAÜ) wurde am 22.6.2001 
von der Bundesversammlung genehmigt und trat für die Schweiz am 1.1.2003 in Kraft. 
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27 FMedG auch im Adoptionsrecht ausgesprochen.46 Die Literatur war aber uneins 
über die Tragweite im Adoptionsrecht, insbesondere über die Frage, ob ein absolutes 
Recht auf Kenntnis bestehe oder ob eine Interessenabwägung stattfinden solle.47  
 
Der Gesetzgeber reagierte, indem er Art. 268c in das ZGB einfügte. Diese am 
1.1.2003 in Kraft getretene Regelung wiederholt beinahe wörtlich Art. 27 FMedG 
und formuliert den absoluten Vorrang des Grundrechts eines Adoptivkindes auf 
Kenntnis seiner Abstammung.48 Auch hier kommt jedoch nur dem volljährigen Kind 
ein unbedingter Anspruch zu, bei minderjährigen Kindern muss ein schutzwürdiges 
Interesse49 gegeben sein. Der Auskunftserteilung geht vergleichbar mit Art. 27 
FMedG voraus, die leiblichen Eltern in Kenntnis zu setzen, dem Kind eine etwaige 
Ablehnung eines persönlichen Kontakts50 mitzuteilen und auf die 
Persönlichkeitsrechte der leiblichen Eltern hinzuweisen.51 Letztlich wird die Auskunft 
aber auch hier gegen den Willen der leiblichen Eltern erteilt.  
 
Zudem kommt dem Adoptivkind auch der Auskunftsanspruch nach Art. 81 Abs. 1 der 
Zivilstandsverordnung (ZStV) zugute, wonach jede Person beim Zivilstandsamt des 
Ereignis- oder Heimatorts Auskunft über die Daten verlangen kann, die über sie 
geführt werden. Zur Absicherung des Rechts des Adoptivkindes auf Auskunft über 
die Personalien seiner leiblichen Eltern bestimmt daneben Art. 46 Abs. 3 ZStV, dass 
eine Sperrung der Bekanntgabe diesbezüglicher Zivilstandsdaten nicht möglich ist.52 
 
4. Rechtslage in gesetzlich nicht geregelten Fällen 
 
Wie aber ist das Recht auf Kenntnis der Abstammung in Fällen zu beurteilen, die 
weder unter das FMedG noch unter das Adoptionsrecht fallen? Diese Frage ist vor 
allem dann von Bedeutung, wenn ein förmliches Abstammungsverfahren im 
konkreten Fall nicht (mehr) möglich ist oder das Kind die Identität seines 
biologischen Vaters erfahren möchte, ohne eine bestehende rechtliche Vaterschaft zu 
verlieren.53 
 
Ein allgemeines, unabhängig von der Art der Zeugung geltendes Grundrecht auf 
Kenntnis der Abstammung wird zwar von der neueren Rechtsprechung und Lehre 
                                                
46 BBl 1994 V 205, 233 und 271 (Botschaft zum Fortpflanzungsmedizingesetz). 
47 Vgl. dazu BESSON Samantha, ZSR 2005, S. 52 mit weiteren Nachweisen. 
48 Hieraus ergibt sich als notwendige Bedingung für eine Ausübung dieses Recht eine 
Aufklärungspflicht der Adoptiveltern gegenüber Adoptivkind über den Umstand der 
Adoption, siehe dazu BSK ZGB I/BREITSCHMID Peter, § 268b/268c Rn. 5 und § 265 
Rn. 10. 
49 Vor allem medizinische Gründe; bei Entwicklungsstörungen und Identitätskrisen in der 
Pubertät ist sorgfältig zu prüfen, ob die Auskunft dem Kind in diesem Lebensabschnitt 
wirklich zum Vorteil gereicht, BSK ZGB I/BREITSCHMID Peter, § 268b/268c, Rn. 5. 
50 Den persönlichen Kontakt können die leiblichen Eltern verweigern, da hierzu mangels 
einer familienrechtlichen Beziehung zum Kind keine Pflicht nach Art. 272 ZGB besteht, 
vgl. BSK ZGB I/BREITSCHMID Peter, § 268b/268c, Rn. 6. 
51 Zur Begleitung des Auskunftsersuchens und einer etwaigen Kontaktaufnahme durch 
beratende Stellen im Sinne des Art. 268c ZGB, vgl. BSK ZGB I/BREITSCHMID Peter, 
Art. 268b/268c, Rn. 6 sowie BGE 128 I 63, 77 E. 5 und 78f. E. 6. 
52 Vgl. BSK ZGB I/BREITSCHMID Peter, Art. 268b/268c, Rn. 5. 
53 Weitere denkbare Fälle, die nicht in den Anwendungsbereich der gesetzlichen Regelungen 
fallen, nennen BORD Mélanie/PREMAND Viviane/SANDOZ Suzette/PIOTET Denis, Le 
droit à la connaissance de ses origines, S. 48 ff. 
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grundsätzlich anerkannt.54 Streit besteht aber hinsichtlich der Frage, ob es in diesem 
Zusammenhang unbedingt zu gewähren ist oder eine Abwägung mit 
entgegenstehenden Interessen stattfinden soll. Das Bundesgericht hat sich hierzu noch 
nicht eindeutig geäußert. Die wohl überwiegende Zahl der Autoren vertritt die 
Ansicht, auch in diesen Fällen bestehe das Recht auf Kenntnis der Abstammung 
analog zu Art. 268c ZGB und Art. 27 FMedG bei volljährigen Personen unbedingt. 
Nur bei minderjährigen Personen müsse eine Interessenabwägung vorgenommen 
werden.55 Nach anderer Ansicht hat das Kind einen relativen Anspruch auf Kenntnis 
der eigenen Abstammung, der nur dann zum Zuge kommt, wenn seine Interessen die 
entgegenstehenden Belange Dritter an der Geheimhaltung überwiegen.56 
 
Wirft man einen Blick auf die einschlägigen Vorschriften der schweizerischen 
Bundesverfassung - Art. 119 Abs. 2 Buchst. g BV zum Datenzugang hinsichtlich der 
Abstammung, Art. 10 Abs. 2 zum Recht auf persönliche Freiheit und Art. 13 Abs. 2 
zum Schutz vor Missbrauch persönlicher Daten – stellt man fest, dass hier keine 
uneingeschränkten Rechtspositionen verliehen werden, sondern diese der Abwägung 
mit gegebenenfalls widerstreitenden Interessen anderer Grundrechtsträger 
unterliegen. Auch Art. 8 EMRK bietet kein Argument für ein unbedingtes Recht, weil 
der EGMR hinsichtlich des Rechts auf Kenntnis der Abstammung eine 
Interessenabwägung vorsieht, bei deren Durchführung er den Vertragsstaaten zumeist 
sogar einen weiten Einschätzungsspielraum zuerkennt.57 Nach Art. 7 Abs. 1 des UN-
Übereinkommens über die Rechte des Kindes hat das Kind soweit wie möglich das 
Recht, seine Eltern zu kennen.58 Die Bedeutung dieser Vorschrift für das 
schweizerische Recht ist aber umstritten. Insbesondere ist fraglich, ob sie einen effet 
direct entfaltet.59 Selbst wenn man aber davon ausgeht, dass eine unmittelbare 
Anwendung in der Schweiz möglich ist, ergeben sich aus dem Wortlaut der Regelung 
keine zwingenden Anhaltspunkte, dass ein absolutes, also abwägungsfestes, 
Kenntnisrecht gewollt ist. Aus den völkerrechtlichen Vorgaben und den 
schweizerischen Verfassungsregelungen ergibt sich folglich die Anerkennung des 
Rechts auf Kenntnis der Abstammung für jedes Kind unabhängig von der Art seiner 
Zeugung. Demgegenüber ist es verfassungs- und völkerrechtlich nicht zwingend 
notwendig, dieses Recht als ein absolutes auszugestalten. 
 
Möchte man dem Kind auch in diesen Fällen einen unbedingten Kenntnisanspruch 
zubilligen, bleibt nach der geltenden Rechtslage nur der Weg über eine analoge 
Anwendung der Art. 268c ZGB und Art. 27 FMedG. Sicherlich erscheint es bei einer 
ergebnisorientierten Sichtweise wünschenswert, alle nach ihrer biologischen 
Abstammung forschenden Kinder gleich zu behandeln und es nicht bei der 
                                                
54 REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 619 f.; BSK ZGB 
I/BREITSCHMID Peter, Art. 268b/c ZGB, Rn. 5; AEBI-MÜLLER Regina E., Anonyme 
Geburt im schweizerischen Rechtssystem, Rn. 4 ff.; MEIER Philippe/STETTLER Martin, 
S. 194 Rn. 367; vgl. auch BGE 128 I 63 und BGE, Urteil vom 22.12.1999, Nr. 1 
P.600/1999. 
55 BESSON Samantha, ZSR 2005, S. 56 ff.; SUTTER Patrick, recht 2002, S. 156; 
REILINGH DE VRIES Jeanine, AJP 2003, S. 368 f. 
56 AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 377 f. 
57 So in EGMR, Urteil Odièvre gegen Frankreich vom 13.2.2003. Die abweichende Meinung 
von sieben Richtern kritisierte den angenommenen nationalen Ermessensspielraum in 
diesem Fall als zu weit. In EGMR, Urteil Jäggi gegen Schweiz vom 13.7.2006, werden die 
Grenzen dagegen recht eng gesteckt, kritisch dazu WILSON Barbara, S. 274. 
58 Vgl. oben Fn. 44. 
59 Vgl. BGE 128 I 63; dazu REILINGH DE VRIES Jeanine, AJP 2003, S. 364 f., 367. 
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gesetzlichen Privilegierung adoptierter oder durch heterologe Insemination gezeugter 
Kinder zu belassen. Eine Beschränkung der Überlegungen auf den 
Gleichheitsgedanken wird aber der Komplexität der Problematik nicht gerecht. Will 
ein Kind gegen den Willen seiner leiblichen oder rechtlichen Eltern erfahren, von 
wem es biologisch abstammt, stehen sich zunächst einmal grundrechtlich gesicherte 
Positionen gegenüber: das Persönlichkeitsrecht des Kindes auf Kenntnis seiner 
Herkunft und die Persönlichkeitsrechte der anderen Beteiligten, etwa das Recht auf 
Wahrung der Intimsphäre der leiblichen Elternteile. An dieser Stelle gilt es noch nicht 
zu beurteilen, wie schwer entgegenstehende Interessen der Eltern wiegen können und 
sollten. Vielmehr ist als Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen in Erinnerung zu 
rufen, dass kein höherrangiges Recht ausdrücklich ein absolutes Kenntnisrecht 
vorschreibt. Es handelt sich bei diesem vielmehr um eine Ausprägung des 
Persönlichkeitsrechts des Kindes, welches nicht per se mehr Gewicht hat als das 
Persönlichkeitsrecht irgendeiner anderen Person, insbesondere der betroffenen 
Elternteile. Welches Recht letztlich überwiegt, steht nicht von vorneherein fest, 
sondern ist Ergebnis einer Abwägung der im Einzelfall konkret betroffenen 
Interessen.60 
 
In den Fällen des Art. 27 FMedG und des Art. 268c ZGB hat der Gesetzgeber diese 
Abwägung in abstrakter Weise vorgenommen und eine Wertentscheidung zugunsten 
des Kindesinteresses getroffen. Die Grundrechte der übrigen Betroffenen werden 
dadurch beschränkt, aber dies geschieht – auch wenn man dieser Wertentscheidung 
zu Recht kritisch gegenüberstehen kann – aufgrund einer ausdrücklichen gesetzlichen 
Grundlage. Hinsichtlich der von diesen Vorschriften nicht umfassten Sachverhalte 
fehlt eine solche gesetzliche Festlegung eines generell überwiegenden Interesses. 
Wendet man nun Art. 27 FMedG und Art. 268c ZGB analog an, kommt es darüber 
hinaus auch zu keiner konkreten Verhältnismäßigkeitsprüfung. Einer 
Kenntniserlangung des Kindes entgegenstehende grundrechtlich geschützte 
Persönlichkeitsbelange der leiblichen oder sozialen Eltern finden demzufolge 
keinerlei Erwägung und werden so ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage 
eingeschränkt. 
 
Nun könnte man aber davon ausgehen, dass die betreffenden Fällen den von Art. 27 
FMedG und Art. 268c ZGB erfassten Sachverhalten so vergleichbar sind, dass die 
abstrakte Interessenabwägung und die entsprechende Wertentscheidung des 
Gesetzgebers auf sie übertragbar und folglich mit einer analogen Anwendung dieser 
Vorschriften eine ausreichende Gesetzesgrundlage für die Beschränkung der 
elterlichen Grundrechte vorhanden ist. Gegen eine solche Annahme spricht indes zum 
einen die Unbestimmtheit der von einer analogen Anwendung betroffenen Fälle. 
Während Art. 27 FMedG und Art. 268c ZGB von klar umrissenen 
Grundkonstellationen ausgehen, sollen von der Analogie pauschal alle übrigen, zum 
Teil sehr unterschiedlichen Fälle abgedeckt werden. Der ganz wesentliche 
Unterschied ist aber ein anderer. Die gesetzlichen Regelungen betreffen ein 
Auskunftsrecht des Kindes gegen eine Behörde, ihm in Akten verfügbare 
Informationen über seine Herkunft bekannt zu geben. In den nicht geregelten Fällen 
sind solche behördlichen Aufzeichnungen typischerweise nicht verfügbar. So wird 
über die Abstammung eines unehelich geborenen und nicht anerkannten Kindes in 
aller Regel nur die Mutter Auskunft geben können. Es geht in diesen Fällen daher 
nicht um ein Interesse, behördlich verfügbare Informationen nicht an das Kind 
                                                
60 Darauf weisen auch AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die 
Abstammung, S. 377 f. hin. 
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herauszugeben, sondern um die Frage, ob eine Auskunftserteilung von der Mutter 
erzwungen werden kann und ob ein mutmaßlicher Vater verpflichtet werden kann, 
sich für einen medizinischen Abstammungstest zur Verfügung zu stellen. Die hier in 
Rede stehenden Fälle weisen mithin keine ausreichende Vergleichbarkeit mit den 
gesetzlich geregelten Sachverhalten auf. Schließlich sind durchaus Konstellationen 
denkbar, in denen etwa die Mutter ein berechtigtes Interesse daran haben kann, mit 
den Umständen der Geburt und dem Vater des Kindes nicht erneut konfrontiert zu 
werden, man denke nur an eine Zeugung durch Vergewaltigung. Hinsichtlich der 
Entnahme einer Probe zur Durchführung eines DNA-Tests zur 
Vaterschaftsfeststellung ist zudem zu bedenken, dass es sich hierbei um einen 
Eingriff in die körperliche Integrität und damit die Persönlichkeitsrechte des 
Putativvaters handelt. Eine Verhältnismäßigkeitsprüfung ist daher angezeigt, auch 
wenn eine solche Probennahme einen minderen Eingriff darstellt und daher in aller 
Regel gerechtfertigt sein wird. Ein genereller Ausschluss einer Interessenabwägung 
ist in den gesetzlich nicht geregelten Fällen nach alledem unangemessen und ein 
absolutes Recht des Kindes auf Kenntnis seiner biologischen Abstammung daher im 
Ergebnis abzulehnen. 
 
III. Die Rechtslage in Deutschland 
 
In Deutschland ist das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung mangels 
gesetzlicher Regelungen allein von der Rechtsprechung geprägt.61 In einem Beschluss 
aus dem Jahre 1988 hatte das BVerfG das Recht des Kindes auf Kenntnis seiner 
genetischen Abstammung zunächst nicht generell, sondern beschränkt auf uneheliche 
Kinder bejaht62 und damit ein bahnbrechendes Urteil bestätigt, durch das eine Mutter 
dazu verurteilt wurde, ihrem inzwischen volljährigen nichtehelichen Kind den Namen 
seines leiblichen Vater zu nennen.63 
 
1. Verfassungsgerichtliche Grundentscheidung 
 
In seinem Grundsatzurteil vom 31. Januar 1989 anerkannte das 
Bundesverfassungsgericht in der Folge ein allgemeines, für jedes Kind geltende 
Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung: "Das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
(Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG) umfasst auch das Recht auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung".64 Im Gegensatz zu der eher auf die 
vermögensrechtlichen Konsequenzen abstellenden Entscheidung zum nichtehelichen 
Kind aus dem Jahre 1988 betont das BVerfG hier die grundlegende Bedeutung der 
Kenntnis der eigenen Abstammung für die individuelle Persönlichkeitsentwicklung 
und das eigene Selbstverständnis.65 Trotz kritischer Stimmen aus der Literatur66 
                                                
61 Einen Überblick zur Entwicklung des Rechts auf Kenntnis der eigenen Abstammung in 
Deutschland bieten MUSCHELER Karlheinz/BLOCH Anke, FRP 2002, 339 ff. sowie 
VON SETHE Henning, S. 59 ff. 
62 BVerfG NJW 1988, 3010.  
63 LG Passau, NJW 1988, 144. 
64 BVerfGE 79, 256 = FamRZ 1989, 255 = NJW 1989, 891 = JZ 1989, 335; vgl. dazu 
Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff. Rn. 86. 
65 Dass es um mehr geht als um unterhalts- und erbrechtliche Begehrlichkeiten leugnet 
RAMM Thilo, NJW 1989, 1594, 1595. 
66 MünchKomm/SEIDEL Klaus, § 1589 Rn 32, 34; KOCH Elisabeth, FamRZ 1990, 569; 
SMID Stefan, JR 1990, 221; FRANK Rainer, FamRZ 1992, 1365; RAMM Thilo, NJW 
1989, 1594. Zur Kritik vor 1989 vgl. GOTTWALD Peter, FS Hubmann 1985, S. 111; 
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bestätigte das Bundesverfassungsgericht seine Rechtsprechung mehrfach,67 sodass ein 
aus dem Grundgesetz abzuleitendes Recht des Kindes auf Kenntnis seiner 
genetischen Abstammung in Deutschland zweifelsohne besteht. 
 
Umstritten ist jedoch der Umfang eines solchen Rechts, insbesondere die Frage, ob 
und auf welche Weise eine Abwägung mit gegenläufigen Interessen vorzunehmen ist. 
In einer Entscheidung aus dem Jahre 1997 hatte das BVerfG den Gerichten einen 
weiten Spielraum bei der Abwägung zwischen widerstreitenden Interessen der Mutter 
auf Achtung ihres Persönlichkeitsrechts, insbesondere ihrer Intimsphäre, einerseits 
und des Kindes auf Erhalt der erstrebten Informationen andererseits festgehalten.68 In 
der Literatur zeichnet sich jedoch über die letzten Jahre eine Entwicklung 
dahingehend ab, die Interessen des Kindes generell stärker zu gewichten und ihm 
abgesehen von seltenen Ausnahmefällen einen Auskunftsanspruch zuzuerkennen.69 
Ein mit der schweizerischen Rechtslage im Adoptionsrecht oder 
Fortpflanzungsmedizingesetz vergleichbares absolutes Kenntnisrecht, welches keiner 
konkreten Interessenabwägung unterliegt, ist dem deutschen Recht indes bislang 
nicht bekannt. 
 
2. Auskunftsbegehren gegenüber Behörden 
 
Gegenüber Behörden besteht das Auskunftsrecht des Kindes direkt aus Art. 2 Abs. 1 
GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG. Es wird begrenzt durch Art. 6 I GG, der den 
staatlichen Schutz von Ehe und Familie vorsieht. Auf dieser Grundlage kann etwa das 
Geheimnis der Abstammung gewahrt bleiben, wenn seine Aufdeckung den 
Zusammenhalt der Adoptivfamilie gefährden würde. 
 
Weitgehend konkretisiert ist das Recht auf Kenntnis der Abstammung im Hinblick 
auf Adoptivkinder. Diese können zum einen nach § 61 Abs. 2 Personenstandsgesetz 
(PersStdG) ab dem Alter von 16 Jahren Einsicht in den Geburtseintrag nehmen. Zum 
anderen erteilt ihnen § 34 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (FGG) bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses ein Recht 
auf Einsicht in die Adoptionsakte, soweit nicht das Adoptionsgeheimnis verletzt wird. 
Letzteres wird aber im Zuge des Einsichtsrechts nach § 61 Abs. 2 PersStdG nur bis 
zum 16. Lebensjahr gewahrt. Bei systematischer Auslegung ist folglich davon 
auszugehen, dass das Kind im Rahmen von § 34 FGG ebenfalls ab dem 16. 
Lebensjahr das Recht hat, seine Adoptionsakte mit weiterführenden Informationen zu 
den leiblichen Eltern einzusehen.70 
 
Für durch heterologe Insemination gezeugte Kinder gibt es keinen einfachgesetzlich 
ausgestalteten Auskunftsanspruch gegen eine Behörde. Anders als in der Schweiz 
konnte sich der Gesetzgeber in Deutschland bisher nicht zu einer umfassenden, in 
                                                                                                                                      
DEICHFUß Hermann, NJW 1988, S. 113; FRANK Rainer, FamRZ 1988, S. 113; 
HASSENSTEIN Bernhard, FamRZ 1988, S. 120. 
67 BVerfGE 90, 263 = NJW 1994, 2475; BVerfGE 96, 56 = NJW 1997, 1769. 
68 BVerfGE 96, 56 = NJW 1997, 1769; dazu kritisch EIDENMÜLLER Horst, JuS 1998, 789. 
69 Staudinger/RAUSCHER Thomas, 2004, Einl zu §§ 1589 ff., Rn. 95: "Zusammenfassend 
können daher entgegen der Ansicht des BVerfG nur in besonderen Ausnahmelagen 
Interessen der Mutter überwiegen." MUSCHELER Karlheinz/BLOCH Anke, FPR 2002, 
339 ff.; SCHWAB Dieter, Familienrecht, 2006, Rn. 495; GERNHUBER 
Joachim/COESTER-WALTJEN Dagmar, Familienrecht, § 52 Rn. 18, 19. 
70 Zu den Informationsmöglichkeiten des Adoptivkindes eingehend VON SETHE Henning, 
S. 153 ff. 
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sich konsistenten Reglementierung der Fortpflanzungsmedizin durchringen.71 
Stattdessen wurden nur einige Detailregelungen getroffen, etwa das Verbot der 
Anfechtung der rechtlichen Vaterschaft durch den Mann oder die Mutter, wenn der 
heterologen Insemination zuvor zugestimmt wurde, § 1600 Abs. 4 BGB. Dagegen 
schließt keine gesetzliche Regelung ein Abstammungsverhältnis zwischen Kind und 
Samenspender aus. Das Kind kann nach dieser Rechtslage die Vaterschaft des 
rechtlichen Vaters anfechten und anschließend auf Feststellung der Vaterschaft des 
Samenspenders klagen. In der Praxis gab es zwar bisher keine entsprechenden Fälle. 
Aufgrund der wachsenden Bedeutung der biologisch-genetischen Wahrheit 
gegenüber der sozialen Zuordnung eines Kindes und den steigenden Zahlen 
heterologer Inseminationen wäre es aber wünschenswert, dass der Gesetzgeber diese 
Lücke im Zuge eines Fortpflanzungsmedizingesetzes alsbald schließt. 
 
Auch die Anonymität des Spenders ist nicht gesetzlich geregelt. Sie wird aber im 
Hinblick auf das allgemeine Recht des Kindes auf Kenntnis seiner genetischen 
Abstammung ganz überwiegend abgelehnt.72 Wie eine solche Kenntniserlangung des 
Kindes jedoch vonstatten gehen soll, bleibt indes offen. Die Speicherung der 
Spenderdaten bei einer öffentlichen Stelle ist nicht vorgesehen, diese sind weder aus 
Personenstandsbüchern noch aus den Inseminationsregistern der Ärztekammern 
ersichtlich.73 Der Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
"Fortpflanzungsmedizin" regte daher schon 1989 an, den behandelnden Arzt zur 
Anlegung eines Dossiers über den Spender zu verpflichten, das seine Identität und 
andere wesentliche Informationen enthält. Er umfasst zudem einen Gesetzesvorschlag 
über das Recht auf Zugang zu den relevanten Daten der biologischen Eltern ab dem 
16 Lebensjahr oder früher, wenn es der Gesundheitszustand erfordert.74 Die 
Vorschläge der Arbeitsgruppe wurden vom Gesetzgeber aber nicht umgesetzt. Durch 
seine inzwischen beinahe zwanzig Jahre andauernde Untätigkeit steht der 
Gesetzgeber dem Recht im Weg. Nimmt er die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts zum Kenntnisrecht des Kindes ernst – und dazu ist er von 
Verfassungs wegen verpflichtet – muss er durch Einrichtung obligatorischer 
Spenderdatenregister die Voraussetzungen für die tatsächliche Erfüllbarkeit eines 
solchen Auskunftsanspruchs schaffen. Denn ein Recht nützt ohne die Möglichkeit 
seiner Umsetzung wenig. Ob man bei einer zukünftigen Regelung allerdings gänzlich 
dem schweizerischen Bespiel eines absoluten und umfassenden Kenntnisrechts folgen 
sollte, wäre einer eingehenden Überlegung wert, die aber den hier gesteckten Rahmen 
sprengt. De lege lata kann sich der Auskunftsanspruch eines künstlich gezeugten 
Kindes letztlich nur gegen die rechtlichen Eltern oder den behandelnden Arzt richten, 
soweit ihnen die Identität des Spenders bekannt ist. 
 
In den übrigen Fällen ungeklärter Abstammung, etwa bei unehelichen und nicht 
anerkannten Kindern, werden den öffentlichen Stellen keine Angaben über die 
Identität des leiblichen Vaters vorliegen. Hier bleibt dem Kind nur die Möglichkeit 
der Kenntniserlangung von der Mutter. 
 
                                                
71 Zur Fortpflanzungsmedizin existieren bisher nur Richtlinien und Standesrecht der 
Ärzteschaft Richtlinie zur Durchführung der assistierten Reproduktion, siehe dazu 
http://www.bundesaerztekammer.de/page.asp?his=0.7.45.3261&all=true. 
72 Zu den Argumenten für und wider die Anonymität des Spenders VON SETHE Henning, S. 
226 ff. 
73 Vgl. VON SETHE Henning, S. 190. 
74 Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Fortpflanzungsmedizin", Abschlußbericht, Bundesanzeiger 
6.1.1989, Nr. 4a (Sonderabdruck). 
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3. Auskunftsbegehren gegenüber der Mutter 
 
Der Auskunftsanspruch des Kindes gegen die Mutter auf Bekanntgabe des 
mutmaßlichen Vaters wird von Rechtsprechung und Literatur überwiegend auf § 
1618a BGB gestützt, der die Beistands- und Rücksichtnahmepflicht zwischen Eltern 
und Kindern regelt.75 Er steht jedem Kind unabhängig davon zu, unter welchen 
Umständen es gezeugt wurde und welchen familienrechtlichen Status es innehat. Es 
handelt sich allerdings nicht um einen absoluten Anspruch. Vielmehr ist eine 
gewissenhafte Abwägung des Kindesinteresses mit dem allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht der Mutter, insbesondere dem darin enthaltenen Schutz der 
Intimsphäre, erforderlich.76 In welchen Fällen das Persönlichkeitsrecht der Mutter das 
Interesse des Kindes überwiegen und damit den Auskunftsanspruch ausschließen 
kann, ist in Rechtsprechung und Literatur umstritten.77 Im Schrifttum zeichnet sich 
jedoch eine deutliche Tendenz ab, dies zumindest bei volljährigen Kindern nur in 
besonderen Ausnahmesituationen zuzulassen.78 Bei Minderjährigen soll die 
Entscheidung, ob und wann das Kind über seine Abstammung aufgeklärt wird, 
dagegen in erster Linie der mütterlichen Sorgeverantwortung nach § 1626a Abs. 2 
BGB unterliegen.79 
 
Bei Kindern unter 16 Jahren obliegt die Aufdeckung des Adoptionsgeheimnisses im 
Rahmen der elterlichen Sorge nach § 1626 BGB der Einschätzung der Adoptiveltern. 
Hat das Kind schon vor Erreichen des 16. Lebensjahres von der Tatsache erfahren, 
dass es adoptiert wurde und fordert es nun von seinen Adoptiveltern die Preisgabe der 
Identität der leiblichen Eltern, wird die Interessenabwägung regelmäßig zugunsten 
des Schutzes der sozialen Familie ausfallen. Später wird das Informationsbedürfnis 
des Kindes bereits durch die Einsichtsrechte in Geburtseintrag und Adoptionsakte 
abgesichert, sodass ein Auskunftsanspruch gegen die Adoptiveltern in der Praxis von 
geringer Bedeutung ist. 
 
Seiner Allgemeingültigkeit entsprechend besteht der Auskunftsanspruch gegen die 
Mutter auf Preisgabe der Identität des biologischen Vaters auch im Falle einer 
heterologen Befruchtung.80 Da sie diesen Anspruch aber nur erfüllen kann, wenn der 
behandelnde Arzt entsprechende Aufzeichnungen geführt hat, wird eine 
Dokumentationspflicht des Arztes teilweise bereits de lege lata bejaht.81 
Richtigerweise sollte der Gesetzgeber im Zuge eines Fortpflanzungsmedizingesetzes 
entsprechende Regelungen vorsehen. Nach dem Standesrecht der Ärzteschaft kann 
                                                
75 LG Passau, NJW 1988, 144; LG Duisburg, DAVorm 1992, 1129; LG Münster, NJW 1999, 
726; Palandt/DIEDERICHSEN Uwe, Einf vor § 1591, Rn. 3; Bamberger/Roth/HAHN 
Dieter, vor § 1591, Rn. 10; Staudinger/COESTER Michael, § 1618a Rn. 42, 47; 
Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff. Rn. 92. 
76 Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff., Rn. 95. 
77 Vgl. dazu Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff., Rn. 95; 
Staudinger/COESTER Michael, § 1618a Rn. 49 f. 
78 EIDENMÜLLER Horst, JuS 1998, 789, 792; MUSCHELER Karlheinz/BLOCH Anke, 
FPR 2002, 339; Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff., Rn. 95. Zu Fällen 
eines überwiegenden Interesses der Mutter vgl. Staudinger/COESTER Michael, § 1618a, 
Rn. 50. 
79 Staudinger/COESTER Michael, § 1618a, Rn 52. 
80 MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1589 Rn. 41; Staudinger/RAUSCHER Thomas, Anh 
zu § 1592 Rn. 15. 
81 So auch MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1589 Rn. 43 f.; Staudinger/RAUSCHER 
Thomas, Anh zu § 1592 Rn. 15. 
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sich der Arzt in diesem Zusammenhang aber schon gegenwärtig nicht auf seine 
ärztliche Schweigepflicht berufen.82 Bei Minderjährigkeit des Kindes muss auch hier 
der Schutz der sozialen Familie im Rahmen der Interessenabwägung vorrangige 
Beachtung finden. 
 
In allen übrigen Fällen ist eine gewissenhafte Interessenabwägung zu betreiben, um 
den Besonderheiten des Einzelfalls gerecht zu werden. So wird bei rechtlich 
vaterlosen Kindern nur in Ausnahmefällen ein überwiegendes Interesse der Mutter an 
der Geheimniswahrung anzuerkennen sein. Sehr umstritten ist dagegen die 
Rechtslage, wenn ein Ehebruchskind Kenntnis seiner biologischen Abstammung 
erlangen möchte, ohne den Ehemann der Mutter als rechtlichen Vater zu verlieren.83 
 
IV. Zusammenfassung 
 
Sowohl die europäischen Menschenrechtskonvention als auch die schweizerische und 
die deutsche Rechtsordnung erkennen jedem Kind unabhängig von den Umständen 
seiner Zeugung und seinem familienrechtlichen Status ein Recht darauf zu, die eigene 
biologisch-genetische Abstammung zu erfahren. In der Regel unterliegt das 
Kenntnisrecht dabei der Abwägung mit entgegenstehenden privaten oder öffentlichen 
Interessen. Nun gilt es zu untersuchen, inwiefern es nach den geltenden prozessualen 
Bestimmungen des jeweiligen Landes auch tatsächlich durchgesetzt werden kann. 
 
C. Die prozessuale Durchsetzung des Rechts auf Kenntnis der 
Abstammung 
 
Im Fall Jäggi hatte der Beschwerdeführer zunächst die Revision des 
Vaterschaftsurteils aus dem Jahre 1948 angestrebt. Im Rahmen der entsprechenden 
Vaterschaftsklage verlangte er die Feststellung der genetischen Identität seines 
mutmaßlichen Vaters. Aus den vorliegenden Urteilen des schweizerischen 
Bundesgerichts und des EGMR geht nicht im Einzelnen hervor, wie sich das 
Verfahren weiterentwickelt hat. Jedenfalls stand in diesen beiden Instanzen jedoch 
nicht mehr die Statusklage, sondern nur noch die postmortale DNA-Untersuchung 
und somit die allein faktische Kenntnis der Abstammung zur Diskussion. Da der 
Kenntnisanspruch ausnahmslos jedem Kind zukommt, wenn sein Interesse allfällige 
entgegenstehende Belange überwiegt, qualifizierte der EGMR die Abweisung dieses 
Rechtsbegehrens als menschenrechtswidrig. 
 
Ungeklärt bleibt aber bisher, wie dieses Recht zukünftig außerhalb von Statusklagen 
und Auskunftsansprüchen gegen Behörden und Private durchgesetzt werden kann. 
Daher ist zu untersuchen, ob die jeweilige nationale Rechtsordnung diese Lücke de 
lege lata schließen kann oder ob ein Handeln des Gesetzgebers zu fordern ist. In 
diesem Zusammenhang ist die Möglichkeit einer isolierten 
Abstammungsfeststellungsklage, die als solche keine Wirkung hinsichtlich der 
rechtlichen Vaterschaft entfaltet, zu diskutieren. Zunächst sollen jedoch die 
bestehenden prozessualen Wege zur Durchsetzung des Kenntnisrechts im 
schweizerischen und im deutschen Recht vorgestellt werden. 
                                                
82 Siehe Bundesärztekammer, Richtlinien, DÄBl 1998, A-3166, 3171. 
83 Vgl. dazu Staudinger/RAUSCHER Thomas, Einl zu §§ 1589 ff., Rn 98 mit weiteren 
Nachweisen. 
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I. Das geltende Prozessrecht 
 
In beiden nationalen Rechtsordnungen stehen zur Verwirklichung des Rechts auf 
Kenntnis der eigenen biologischen Abstammung im Wesentlichen zwei 
Möglichkeiten offen: zum einen kann die genetische Abstammung inzident im 
Rahmen eines förmlichen Statusverfahrens geklärt werden, zum anderen können 
diesbezügliche Auskunftsansprüche gegen Behörden oder Privatpersonen geltend 
gemacht werden. 
 
1. Schweiz 
 
a. Förmliche Abstammungsverfahren 
 
Der praktisch wohl bedeutendste Weg verwirklicht das Recht auf Kenntnis der 
Abstammung inzident im Rahmen von Klagen, welche die rechtliche Zuordnung des 
Kindes betreffen. Bei der Entstehung des Kindesverhältnisses zum Vater steht die 
biologische Abstammung zwar nicht ausschließlich im Vordergrund, wie vor allem 
die Vermutung der Vaterschaft des Ehemannes nach Art. 255 ZGB zeigt.84 Ist die 
Vaterschaft aber umstritten, wird aufgrund der genetischen Abstammung 
entschieden.85 Weil die Klärung der genetischen Herkunft bei streitiger rechtlicher 
Vaterschaft daher regelmäßig notwendig ist, erlangt das Kind auf diese Weise auch 
Kenntnis über die Identität seines leiblichen Vaters. 
 
Zunächst kann die genannte Vaterschaftsvermutung des Art. 255 ZGB nach den 
Vorschriften der Art. 256 ff. ZGB angefochten werden. Klageberechtigt sind gemäß 
Art. 256 Abs. 1 ZGB der Ehemann sowie das Kind, letzteres aber nur dann, wenn der 
gemeinsame Haushalt der Ehegatten während der Minderjährigkeit des Kindes etwa 
durch Tod eines Ehepartners oder Scheidung aufgehört hat. Das Kind kann die 
Vaterschaft des Ehemannes auch dann nicht anfechten, wenn der gemeinsame 
Haushalt der Eltern erst nach Erreichen der Volljährigkeit geendet hat, weil das 
Interesse des Kindes nach einer derart langen Dauer des gemeinsamen Haushalts als 
nicht mehr schutzwürdig beurteilt wird.86 Diese Regelung beabsichtigt den Schutz 
einer intakten Elternehe und betont die geistig-soziale Vater-Kind-Beziehung, ist 
rechtspolitisch aber nicht unumstritten.87 Die Mutter und Dritte, vor allem der 
leibliche Vater, haben dagegen kein Anfechtungsrecht. Die jeweiligen Klagefristen 
sind in Art. 256c ZGB geregelt. Das Kind muss seine Klage grundsätzlich bis 
spätestens ein Jahr nach Erreichen der Volljährigkeit erheben. Nach Fristablauf ist 
eine Anfechtung nur möglich, wenn die Verspätung mit wichtigen Gründen 
                                                
84 Das Schweizer Recht folgt damit dem Grundsatz "pater is est, quem nuptiae demonstrant".  
85 HAUSHEER Heinz/GEISER Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., Rn. 16.18. 
86 AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 358. 
87 MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 33 Rn. 70; BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, 
Art. 255 N 10 sowie Art. 256 N 5; HAUSHEER Heinz/GEISER Thomas/AEBI-MÜLLER 
Regina E., Rn. 16.35. 
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entschuldigt wird.88 Ist die Anfechtungsklage erfolgreich, wird das Kindesverhältnis 
rückwirkend auf die Geburt aufgehoben.89 
 
Auch die durch Anerkennung gemäß Art. 260 ZGB entstandene rechtliche 
Vaterschaft kann angefochten werden. Mit der Klage nach Art. 260a ZGB wird 
geltend gemacht, dass der Anerkennende nicht genetischer Vater ist. 
Anfechtungsberechtigt sind der Anerkennende bei Drohung und Irrtum im 
Zusammenhang mit der Anerkennung sowie jedermann, der ein Interesse an der 
Anfechtung haben kann. Eine derart weit reichende Aktivlegitimation wird damit 
begründet, dass die Anerkennung ohne vorherige Klärung der genetischen 
Abstammung und einseitig, also auch ohne Zustimmung der Mutter und des Kindes, 
erfolgen kann, namentlich im Falle einer Anerkennung durch Testament.90 Die 
Klagefrist bestimmt sich nach Art. 260c ZGB. Auch bei der Anfechtung der 
Anerkennung hat die Klageerhebung bis zum Ablauf eines Jahres nach Erreichen der 
Volljährigkeit zu erfolgen, es sei denn, eine Verspätung kann mit wichtigen Gründen 
entschuldigt werden.91 Ist die Klage erfolgreich, wird die Anerkennung aufgehoben 
und das rechtliche Abstammungsverhältnis entfällt dementsprechend rückwirkend auf 
den Zeitpunkt der Geburt.92 
 
Bei einer Vaterschaftsklage nach Art. 261 ZGB besteht dagegen zu Beginn kein 
väterliches Kindesverhältnis. Ziel der Klage ist es demzufolge, das rechtliche 
Abstammungsverhältnis durch Gestaltungsurteil herstellen zu lassen.93 
Klageberechtigt sind die Mutter und das Kind, Klagegegner ist der Mann, dessen 
genetische Vaterschaft behauptet wird. Die Klage ist auch nach dem Tode des 
mutmaßlichen Vaters möglich, Art. 261 Abs. 2 ZGB. Die Klage richtet sich in diesem 
Falle gegen seine Nachkommen, Eltern, Geschwister oder die zuständige Behörde 
seines letzten Wohnsitzes. Die Vaterschaftsklage kann das Kind ebenfalls 
grundsätzlich nur bis spätestens zu seinem 19. Geburtstag erheben, Art. 263 ZGB. 
Die erfolgreiche Vaterschaftsklage führt rückwirkend zum Zeitpunkt der Geburt zur 
Begründung des Kindesverhältnisses zum Beklagten.94 
                                                
88 Ein wichtiger Grund ist nach Ansicht des Bundesgerichts schon gegeben, wenn beim 
Anfechtungsberechtigten kein hinreichender Grund bestand, an der Vaterschaft zu 
zweifeln, BGE 132 III 1 ff., 3 f., E. 2. Diese großzügige Rechtsprechung führt zu einer 
Verstärkung der Bedeutung der genetischen Vaterschaft und so auch des Rechts auf 
Kenntnis der Abstammung. Vgl. hierzu AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit 
um die Abstammung, S. 356. 
89 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 256 N 16; HAUSHEER Heinz/GEISER 
Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., Rn. 16.47; MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 
41 f. Rn. 84 ff. 
90 Kritisch BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 260a N 7. 
91 Wie bei der Klagefrist den Art. 256c ZGB (siehe oben Fn. 88) zeigt sich die jüngste 
Rechtsprechung des Bundesgerichts auch im Rahmen der Anerkennungsanfechtung bei der 
Annahme eines wichtigen Grundes als großzügig, siehe dazu das Urteil des BGer 
5C.130/2003 vom 14.10.2003, E.2. 
92 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 260a N 10; HAUSHEER Heinz/GEISER 
Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., Rn. 16.62; MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 
58 f. Rn. 124. 
93 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 261 N 1; HAUSHEER Heinz/GEISER 
Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., Rn. 16.63; MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 
59 Rn. 125. 
94 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 261 N 18; HAUSHEER Heinz/GEISER 
Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., Rn. 16.72; MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 
75 Rn. 172 ff. 
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Allen Verfahren zur Feststellung oder Anfechtung der Vaterschaft ist die 
Mitwirkungspflicht nach Art. 254 Nr. 2 ZGB gemeinsam. Danach haben Parteien und 
Dritte an Untersuchungen mitzuwirken, die zur Aufklärung der Abstammung nötig 
und ohne Gefahr für die Gesundheit sind. Dritte im Sinne der Vorschrift sind die 
Mutter, potentielle Väter, die nicht Prozesspartei sind, aber auch Blutsverwandte, 
wenn die Abstammung ohne ihre Hilfe nicht sicher nachgewiesen oder 
ausgeschlossen werden kann.95 In der Schweiz werden zur Klärung der genetischen 
Abstammung seit 1991 nur noch DNA-Gutachten eingeholt. Die 
Mitwirkungspflichtigen haben daher die Entnahme einer Blutprobe oder eines 
Wagenschleimhautabstrichs zu dulden.96 Die Durchsetzung der Mitwirkungspflicht 
erfolgt in erster Linie durch Ordnungsbußen nach kantonalem Recht oder der 
Anordnung einer Ungehorsamsstrafe nach Art. 292 StGB. In der Literatur war bisher 
umstritten, ob Zwangsmaßnahmen auch dann möglich sind, wenn das betreffende 
kantonale Prozessrecht keine ausreichend konkrete Grundlage bot. Im Entwurf für 
eine Schweizerische Zivilprozessordnung ist die Vollstreckungsmöglichkeit nunmehr 
ausdrücklich vorgesehen.97 
 
Die Mitwirkungspflicht nach Art. 254 Nr. 2 ZGB führt zusammen mit der 
Untersuchungsmaxime im Statusverfahren gemäß Art. 254 Nr. 1 ZGB, nach dem das 
Gericht den Sachverhalt von Amts wegen zu erforschen hat, faktisch zu einer 
uneingeschränkten Durchsetzung des Rechts auf Kenntnis seiner Abstammung. 
Geheimhaltungswünsche der Eltern oder Dritter müssen zurückstehen, die 
Volljährigkeit ist - anders als bei den Auskunftsansprüchen nach Art. 27 FMedG und 
Art. 268c ZGB - nicht von Bedeutung. Voraussetzung ist allein, dass das Kind eine 
Statusklage erheben kann. Besteht jedoch keine Klageberechtigung, sind die 
jeweiligen Klagefristen bereits abgelaufen oder möchte das Kind Gewissheit über die 
Identität seines leiblichen Vaters erlangen, ohne damit zugleich eine bestehende 
rechtliche Vaterschaft anzufechten, müssen andere Wege zur Geltendmachung des 
Kenntnisrechts genutzt werden. 
 
b. Durchsetzung von Auskunftsansprüchen 
 
Neben diesen auf die Regelung des rechtlichen Abstammungsverhältnisses zielenden 
Statusklagen bestehen auch Möglichkeiten der Kenntniserlangung, die nicht zugleich 
zu einer Änderung der familienrechtlichen Zuordnung führen. Das sind zum einen 
Auskunfts- und Einsichtsrechte gegenüber Behörden, zum anderen 
Auskunftsansprüche gegenüber Privatpersonen, in erster Linie gegen die Mutter. 
 
Hinsichtlich der speziellen Auskunftsansprüche aus Art. 27 FMedG und Art. 268c 
ZGB wird eine gerichtliche Durchsetzung nur selten von Nöten sein, denn die 
gesetzlichen Regelungen sind eindeutig und das behördliche Verfahren detailliert 
vorgegeben. Weigert sich die Behörde dennoch entgegen der genannten Vorschriften, 
dem Kind die entsprechenden Informationen zur Verfügung zu stellen, ist eine 
öffentlichrechtliche Klage gegen sie in Betracht zu ziehen. Einschlägige Fälle sind 
indes bisher nicht bekannt. 
 
                                                
95 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 254 N 19. 
96 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 254 N 17; AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI 
Matthias, Streit um die Abstammung, S. 367. 
97 Vgl. AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 367 f. mit 
den entsprechenden Nachweisen. 
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Steht dem Kind kein solcher Auskunftsanspruch zur Seite, kann es auf den 
allgemeinen, aus Art. 29 Abs. 2 BV abgeleiteten, Anspruch auf Akteneinsichtsrecht 
zurückgreifen. Dieser kann bei Vorliegen eines schutzwürdigen Interesses auch 
außerhalb eines Verfahrens geltend gemacht werden. Weil dem Recht auf Einsicht in 
abgeschlossene Akten öffentliche oder private Interessen Dritter entgegenstehen 
können, besteht es nicht unbedingt, sondern unterliegt einer Abwägung der 
betroffenen Belange.98 Auch hier ist gegebenenfalls im Wege einer 
öffentlichrechtlichen Klage zu klären, ob und inwieweit ein Auskunftsanspruch aus 
Akteneinsichtsrecht gegen die Behörde besteht, die über die in Rede stehenden 
Informationen verfügt. 
 
Bei rechtlich vaterlosen Kindern gibt es jedoch in der Regel keine behördlichen 
Auszeichnungen über den leiblichen Vater, sodass ein Akteneinsichtsrecht in diesen 
Fällen nutzlos ist. Infolgedessen rückt hier die Frage nach einer Durchsetzung des 
Auskunftsanspruchs unter Privaten in den Mittelpunkt. 
 
Gegen die Mutter kann das Kind eine Klage auf Erteilung der Auskunft über den 
leiblichen Vater auf Grundlage des Persönlichkeitsschutzes nach Art. 28 ZGB in 
Verbindung mit der allgemeinen Beistandspflicht zwischen Eltern und Kind gemäß 
Art. 272 ZGB erheben. Der Anspruch unterliegt der Interessenabwägung, die aber in 
aller Regel zuungunsten der Geheimhaltungsinteressen der Mutter ausfällt.99 Die 
Mutter wird dann gerichtlich zur Bekanntgabe des leiblichen Vaters gegenüber ihrem 
Kind verpflichtet.100 Auf derselben Grundlage ist auch ein Auskunftsbegehren des 
Kindes gegen den rechtlichen Vater möglich. Schwierig wird es aber in Hinblick auf 
den potentiellen leiblichen Vater des Kindes. Aufklärung kann hier – neben einer in 
Praxis wenig wahrscheinlichen Einräumung der Vaterschaft durch den betreffenden 
Mann – nur eine DNA-Analyse bringen. Für deren Durchführung benötigt das Kind 
genetisches Material des potentiellen Vaters. Willigt der Mann oder nach dessen Tod 
seine Angehörigen jedoch nicht in die Untersuchung ein, stellt sich die Frage, ob die 
Mitwirkung des Putativvaters erzwungen werden kann. Mangels eines rechtlichen 
Abstammungsverhältnisses hat dieser keine Beistandspflicht gegenüber dem Kind 
nach Art. 272 ZGB. Wie ein als Vater vermuteter Mann in einem von einer 
Statusklage unabhängigen gerichtlichen Verfahren zur Abgabe genetischen Materials 
verpflichtet werden kann, ist daher eine offene Frage. Insbesondere in diesem 
Zusammenhang wird in der Folge die Möglichkeit einer isolierten 
Abstammungsfeststellungsklage zu untersuchen sein. Zuvor ist aber noch auf die 
geltenden prozessualen Vorschriften im deutschen Recht einzugehen. 
 
2. Deutschland 
 
a. Förmliche Abstammungsverfahren 
 
Im deutschen Recht sind zwei wichtige Statusklagen zu unterscheiden: die 
Anfechtung eines bestehenden Abstammungsverhältnisses nach § 1599 Abs. 1 BGB 
und die Feststellung der Vaterschaft nach § 1600d BGB. In beiden Verfahren gilt die 
                                                
98 BGE 125 I 257 ff. Deutsche Übersetzung in Pra 89/2000, Nr. 77, S. 449 ff. 
99 HAUSHEER Heinz/AEBI-MÜLLER Regina E., Renaissance einer alten Idee: Das 
Einsiedler Babyfenster aus (zivil)rechtlicher Sicht, recht 2002, S. 2; REUSSER 
Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 635. 
100 Zu den denkbaren rechtlichen Folgen einer fortgesetzten Weigerung der Mutter siehe 
AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 380 mit 
weiteren Nachweisen. 
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Untersuchungsmaxime, es obliegt daher dem Familiengericht, den Sachverhalt zu 
erforschen und die Abstammung des Kindes unter Heranziehung von Gutachten zu 
klären.101 Im Zuge der Klärung der rechtlichen Vaterschaft wird daher notwendig die 
genetische Abstammung des Kindes offenbar. 
 
Wird ein Mann aufgrund seiner Ehe mit der Mutter nach § 1592 Nr. 1 BGB oder § 
1593 BGB als Vater angesehen, oder hat er die Vaterschaft nach § 1592 Nr. 2 BGB 
anerkannt, haben er, die Mutter sowie das Kind gemäß §§ 1599 Abs. 1, 1600 BGB 
das Recht, diese Abstammung durch Klage gerichtlich anzufechten. Die Anfechtung 
kann nur binnen zwei Jahren ab Kenntnis der gegen die Vaterschaft sprechenden 
Umstände erfolgen, § 1600b Abs. 1 BGB. Begründet ist die Anfechtungsklage, wenn 
die Vaterschaftsvermutung nach § 1600c BGB durch den vollen Beweis des 
Gegenteils entkräftet ist, wenn das Gericht also feststellt, dass das Kind genetisch 
nicht von dem Mann abstammt, der bislang vom Gesetz als Vater angesehen wird. Ist 
die Klage erfolgreich, wird die Abstammung vom bisherigen rechtlichen Vater mit 
Rückwirkung auf den Tag der Geburt des Kindes aufgehoben. Das Kind ist dann 
vaterlos und kann durch Anerkennung oder gerichtlicher Feststellung der Vaterschaft 
einem anderen Mann zugeordnet werden.102 
 
Hat ein Kind keinen rechtlichen Vater im Sinnes der §§ 1592 Nr. 1 und 2 oder 1593 
BGB, kommt es zur gerichtlichen Feststellung der Vaterschaft nach § 1600d Abs. 1 
BGB. Die Mutter hat als gesetzliche Vertreterin des Kindes die Pflicht, die Klärung 
der Vaterschaft und die rechtliche Zuordnung des Kindes zum Vater zu betreiben.103 
Eine Vaterschaftsfeststellung ist auch dann möglich, wenn der Putativvater bereits 
verstorben ist. In diesem Fall entscheidet das Familiengericht nach § 1600e BGB im 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Für die Klärung der Abstammung greifen 
deutsche Gericht heute in der Regel auf die Einholung von DNA-Untersuchungen 
zurück. Ergibt das Abstammungsgutachten die genetische Vaterschaft des 
betreffenden Mannes, ergeht ein Gestaltungsurteil, dass die rechtliche Vaterschaft im 
Sinne von § 1592 Nr. 3 BGB festsetzt. Die Rechtswirkungen der Vaterschaft können 
gemäß § 1600d Abs. 4 BGB aber grundsätzlich erst vom Zeitpunkt ihrer Feststellung 
an geltend gemacht werden. Weil das Vaterschaftsfeststellungsurteil – anders als in 
der Schweiz – keine Rückwirkung entfaltet, besteht für das vaterlose Kind mithin ein 
großes Interesse, die Vaterschaft möglichst schnell feststellen zu lassen.104 
 
Im Rahmen dieser Statusklagen ist nach § 372a ZPO jede Person verpflichtet, 
Untersuchungen zu dulden, soweit sie für die Feststellung der Abstammung 
erforderlich sind. Die Vorschrift beschränkt die Duldungspflicht zwar durch ein 
                                                
101 Der Amtsermittlungsgrundsatz des § 616 Abs.1 ZPO gilt in Kindschaftssachen gemäß § 
640 ZPO entsprechend, vgl. BAUMBACH Adolf/LAUTERBACH Wolfgang/ALBERS 
Jan/HARTMANN Peter, Zivilprozessordnung, § 640 Rn. 11 und § 616 Rn. 1 ff. 
102 Zum Ganzen siehe SCHWAB Dieter, Familienrecht, S. 220 ff.; HOHLOCH Gerhard, 
Familienrecht, S. 410 ff. Die Vaterschaftsanfechtung durch das Kind wurde im Zuge der 
Reform des Kindschaftsrechts im Jahre 1998 erheblich erleichtert. Damit kam der 
Gesetzgeber dem vom BVerfG erteilten Auftrag nach, bei den an eine 
Vaterschaftsanfechtung durch das Kind gestellten Voraussetzungen auch den relativ neuen 
Leitgedanken des Rechts des Kindes auf Kenntnis der eigenen genetischen Abstammung 
zu berücksichtigen, dazu ausführlich MünchKommBGB/WELLENHOFER-KLEIN 
Marina, Vor § 1599 Rn 3. 
103 HOHLOCH Gerhard, Familienrecht, S. 405; MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1600 d 
Rn. 10 f. 
104 Siehe zum Ganzen SCHWAB Dieter, Familienrecht, S. 225 ff.; HOHLOCH Gerhard, 
Familienrecht, S. 404 ff. 
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Zumutbarkeitskriterium, die Rechtsprechung legt allerdings so strenge Maßstäbe an, 
dass eine Unzumutbarkeit der Untersuchung nur in seltenen Fällen angenommen 
werden kann.105 Für eine DNA-Analyse genügt die Entnahme geringer Mengen Blut, 
ein Wangenschleimhautabstrich oder auch ein Speichelprobe. Derart geringfügige 
Eingriffe in die körperliche Integrität des Probanden sind unter dem Blickwinkel der 
Verhältnismäßigkeit unbedenklich. Darüber hinaus beschränkt sich eine für eine 
Vaterschaftsfeststellung durchgeführte DNA-Untersuchung auf die nicht codierten 
Abschnitte der Erbsubstanzen und ist daher insgesamt zumutbar.106 Infolgedessen 
müssen auch nach deutscher Rechtslage bei einer Feststellung des biologischen 
Vaters im Rahmen förmlicher Abstammungsverfahren gegenläufige Interessen 
zurückstehen. Das Kind kann auf diese Weise mittelbar sein Recht auf Kenntnis 
seiner Abstammung uneingeschränkt durchsetzen, soweit es die entsprechenden 
Klagen erheben kann. 
 
b. Durchsetzung von Auskunftsansprüchen 
 
Jedoch sind in Deutschland wie in der Schweiz Konstellationen denkbar, in denen das 
Kind seine Abstammung in Erfahrung bringen möchte, ohne eine bestehende 
rechtliche Vaterschaft in Frage zu stellen oder in denen eine Statusklage mangels 
Erfüllung der notwendigen Voraussetzungen nicht (mehr) erhoben werden kann. Weil 
es im deutschen Recht bisher keine den Art. 27 FMedG und Art. 268c ZGB 
vergleichbaren speziellen Auskunftsansprüche gegen Behörden gibt, liegt der 
Schwerpunkt in der Praxis eindeutig bei den Auskunftsansprüchen gegenüber 
Privaten, vor allem gegenüber der Mutter. 
 
Das Auskunftsrecht des Kindes gegen eine Behörde auf Auskunft über seine 
biologische Abstammung nach Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG 
kann auf verwaltungsgerichtlichem Rechtsweg durchgesetzt werden, falls die 
betroffene Behörde die begehrten Informationen nicht zur Verfügung stellt. Das 
Gericht untersucht, ob entgegenstehende Interessen überwiegen und die Behörde die 
Auskunft mithin zu Recht verweigert hat. Von den speziell geregelten 
Einsichtsrechten für Adoptivkinder einmal abgesehen, hat das Auskunftsrecht des 
Kindes gegen die Behörde keine große praktische Bedeutung. Grund dafür ist, dass in 
Deutschland, anders als in der Schweiz, keine behördliche Datensammlung 
hinsichtlich heterologer Inseminationen stattfindet. Im Falle rechtlich vaterloser 
Kinder verfügt die öffentliche Verwaltung hier wie dort in aller Regel über keinerlei 
Information zur biologischen Abstammung eines Kindes. 
 
Gegen seine Mutter kann das Kind eine auf § 1618a BGB gestützte zivilrechtliche 
Klage auf Preisgabe der Identität des leiblichen Vaters erheben. Ergibt die richterliche 
Abwägung der in Rede stehenden Interessen ein Überwiegen der Belange des Kindes, 
wird die Mutter zur Erteilung der Auskunft verurteilt. Indessen ist die zwangsweise 
Durchsetzbarkeit des Auskunftsurteils im Schrifttum umstritten und wird auch in der 
Rechtsprechung uneinheitlich beurteilt. Eine Ansicht lehnt eine Vollstreckbarkeit 
unter entsprechender Anwendung des § 888 Abs. 3 ZPO ab, da es dem sittlichen 
Empfinden widerspreche, den Widerstand der Mutter gegen eine Auskunftserteilung 
mit Zwangsgeld oder gar Haft brechen zu wollen.107 Nach anderer Meinung kommt 
                                                
105 BAUMBACH Adolf/LAUTERBACH Wolfgang/ALBERS Jan/HARTMANN Peter, 
Zivilprozessordnung, § 372a Rn. 23 ff. 
106 MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1600 d Rn. 43. 
107 MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1589 Rn. 36 ff. mit weiteren Nachweisen. 
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es nicht zu einem Ausschluss nach § 888 Abs. 3 ZPO, sodass es bei der Anwendung 
des § 888 Abs. 1 ZPO bleibt. Somit kann die Auskunft als unvertretbare, 
ausschließlich vom Willen der Mutter abhängende Handlung mithilfe von 
Zwangsgeld oder Zwangshaft erzwungen werden. Als Begründung wird darauf 
verwiesen, dass das Grundrecht der Mutter auf informationelle Selbstbestimmung 
und Wahrung ihrer Intimsphäre nicht einen generellen Ausschluss der 
Zwangsvollstreckung zu rechtfertigen vermag.108 Eine eingehende, 
einzelfallbezogene Abwägung der widerstreitenden Grundrechte findet bereits im 
Rahmen des Erkenntnisverfahrens statt, da es nur dann ein Auskunftsanspruch des 
Kindes besteht, wenn seine Belange überwiegen. Die Durchsetzung des so 
festgestellten Anspruchs sollte nicht durch eine erneute Abwägung derselben 
Grundrechte im Zwangsvollstreckungsverfahren verhindert werden. Denn 
richtigerweise ist die Frage nach einem Auskunftsrecht des Kindes gegen seine 
Mutter nicht losgelöst von seiner Durchsetzbarkeit zu behandeln, weder in der 
Literatur noch in der Praxis. Verneint man die zwangsweise Durchsetzbarkeit des 
Auskunftsanspruchs, stuft man seinen Wert auf eine nurmehr appellative Ebene 
herab.  
 
Auch im deutschen Recht lässt sich aus der familienrechtlichen Beistandspflicht kein 
Auskunftsanspruch des Kindes gegen den mutmaßlichen leiblichen Vater herleiten, 
wenn zu diesem kein soziales Vater-Kind-Verhältnis besteht.109 Hat das Kind einen 
begründeten Verdacht hinsichtlich der Identität des Vaters, stehen aber weder 
förmliche Abstammungsverfahren noch andere Informationswege offen, stellt sich 
die Frage, wie das Kind in diesem Fall sein verfassungsrechtlich verbürgtes Recht auf 
Kenntnis in einer Klage gegen den Putativvater durchsetzen können soll. 
 
II. Isolierte Abstammungsklage 
 
Genau dieser Situation sah sich der Beschwerdeführer im Fall Jäggi gegenüber: Eine 
erneute Vaterschaftsklage stand aufgrund der bereits vor vielen Jahren eingetretenen 
Rechtskraftwirkung nicht mehr offen. Die von der Mutter erlangte Auskunft erschien 
vor dem Hintergrund der erhobenen Mehrverkehrseinrede als unsicher. A.H. hatte es 
Zeit seines Lebens verweigert, die Vaterschaft einzuräumen und auch die in den 
1970er Jahren durchgeführte Blutgruppenuntersuchung führte zu keinem klaren 
Ergebnis. Erst viele Jahre nach dem Tod des Putativvaters sieht der 
Beschwerdeführer aufgrund des medizinischen Fortschritts auf dem Gebiet der 
Abstammungsbegutachtung eine Möglichkeit, mit Hilfe eines DNA-Tests Gewissheit 
zu erlangen. In Reaktion auf das Urteil des EGMR hat das schweizerische 
Bundesgericht am 30. Juli 2007 das Urteil aus dem Jahre 1999 aufgehoben und den 
Revisionsantrag des Klägers zugelassen.110 Die weitere Entwicklung des Verfahrens 
ist nicht bekannt. Man darf gespannt sein, auf welchen prozessualen Weg das 
Bundesgericht nach der geltenden Rechtslage zu dem - vom EGMR durch sein Urteil 
faktisch vorgegebenen - Ergebnis kommt, die DNA-Untersuchung zur 
Vaterschaftsfeststellung müsse durchgeführt werden. Ungeklärt bleibt folglich bisher, 
wie das Kenntnisrecht des Kindes künftig durchgesetzt werden können soll, wenn die 
Voraussetzungen für die Erhebung einer Statusklage nicht vorliegen und 
                                                
108 MünchKommBGB/V. SACHSEN GESSAPHE Karl August, § 1618a Rn. 14 mit weiteren 
Nachweisen. 
109 Vgl. dazu MünchKommBGB/ V. SACHSEN GESSAPHE Karl August, § 1618a Rn. 4 ff. 
110 BGer, unveröffentlichtes Urteil 1F_1/2007/col vom 30.7.2007, abrufbar unter 
http://www.polyreg.ch/d/informationen/bgeunpubliziert/Jahr_2007/Entscheide_1F_2007/1
F.1__2007.html. 
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Auskunftsansprüche gegen Behörden oder Private ins Leere laufen oder 
unbefriedigend sind. Im Wesentlich bestehen zwei Alternativen, um diese Lücke zu 
schließen: die Erleichterung der Zugangsbedingungen zu förmlichen 
Abstammungsverfahren auf der einen und die Zulassung einer isolierten 
Vaterschaftsfeststellungsklage auf der anderen Seite. 
 
Im Unterschied zum deutschen Recht ist die Klage auf Feststellung der Vaterschaft in 
der Schweiz nur befristet möglich. Das Kind kann die Vaterschaftsklage nach Art. 
263 nur innerhalb eines Jahres nach Erreichen der Volljährigkeit oder der Beseitigung 
einer anderweitigen rechtlichen Vaterschaft erheben. Um dem Kenntnisrecht des 
Kindes diesbezüglich besser Rechung zu tragen, könnte künftig eine großzügigere 
Rechtsprechung hinsichtlich der wichtigen Gründe für eine Verspätung im Sinne des 
Art. 263 Abs. 3 ZGB ins Auge gefasst werden, um die Vaterschaftsklage auch nach 
Ablauf der Frist zuzulassen. Diesen Weg scheint das Bundesgericht bereits erkannt zu 
haben. Im Jahre 2005 hatte es über eine durch das Kind erhobene, an sich verfristete 
Vaterschaftsanfechtungsklage zu entscheiden. Wie bei der Vaterschaftsklage nach 
Art. 261 ZGB hat das Kind bei der Erhebung einer Anfechtungsklage die Frist von 
einem Jahr ab Erreichen der Volljährigkeit zu wahren, Art. 256c Abs. 2 ZGB. Auch 
hier ist aber gemäß Art. 256c Abs. 3 ZGB eine Klageerhebung nach Ablauf der Frist 
möglich, wenn die Verspätung mit wichtigen Gründen entschuldigt werden kann. Das 
Bundesgericht entschied hier, dass ein wichtiger Grund schon dann gegeben sei, 
wenn beim Anfechtungsberechtigten kein hinreichender Grund bestand, an der 
genetischen Wahrheit der bestehenden rechtlichen Vaterschaft zu zweifeln.111 Diese 
Begründung ist insofern auf Art. 263 Abs. 3 ZGB übertragbar, als man immer dann 
einen wichtigen Grund hinsichtlich einer verspäteten Erhebung der 
Vaterschaftsfeststellungsklage annehmen könnte, wenn das Kind zuvor keine 
Anhaltspunkte zur Identität seines möglichen leiblichen Vaters hatte und daher die 
Benennung eines Klagegegner schlicht unmöglich war. In der Schweiz bietet dieser 
Weg de lege lata eine gute Möglichkeit, das Kenntnisrecht rechtlich vaterloser 
Kinder prozessual zu verwirklichen. In Deutschland ist dies mangels Befristung der 
Vaterschaftsfeststellungsklage bereits ausreichend sichergestellt. Hinsichtlich 
rechtlich vaterloser Kinder kann daher in beiden Rechtsordnungen auf Grundlage der 
bestehenden Regelungen die Realisierung des Kenntnisrechts sichergestellt werden, 
ohne dass hierzu eine neuartige Klagemöglichkeit in Form eines isolierten 
Abstammungsfeststellungsverfahrens notwendig wäre. Zwar wird mit Durchsetzung 
des Kenntnisrechts auch eine entsprechende rechtliche Vaterschaft festgestellt. Dies 
entspricht aber dem Kindeswohl, insbesondere in finanzieller Hinsicht, und erfordert 
so nicht zwingend, dass das Kind auch die Möglichkeit hat, um die Identität seines 
leiblichen Vaters zu wissen, ohne dass dies Auswirkungen auf die rechtliche 
Abstammungssituation hätte. 
 
Anders stellt sich die Situation aber dar, wenn das nach seiner biologischen 
Abstammung forschende Kind einem rechtlichen Vater zugeordnet ist. Um eine 
Vaterschaftsfeststellungsklage nach Art. 261 ZGB bzw. § 1600d BGB erheben zu 
können, muss die bestehende rechtliche Vaterschaft zunächst beseitigt werden. 
Bedingung für die Durchsetzung des Kenntnisrechts ist dann die Möglichkeit der 
Erhebung einer Anfechtungsklage durch das Kind. In Deutschland ist die 
Vaterschaftsanfechtung in den §§ 1599 ff. BGB geregelt. Ist das Kind minderjährig, 
kann der gesetzliche Vertreter anfechten, wobei dies nur zulässig ist, wenn die 
Anfechtung dem Wohl des Kindes dient, § 1600a Abs. 3 und 4 BGB. Dies ist vor 
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allem dann nicht der Fall, wenn damit eine funktionierende sozial-familiäre 
Beziehung mit dem rechtlichen Vater zerstört würde. Hat der gesetzliche Vertreter 
während der Minderjährigkeit des Kindes die Vaterschaft nicht rechtzeitig 
angefochten, beginnt für das Kind gemäß § 1600b Abs. 3 nach dem Eintritt seiner 
Volljährigkeit eine eigene zweijährige Frist. Diese Frist beginnt nicht vor Eintritt der 
Volljährigkeit und nicht vor dem Zeitpunkt, in dem das Kind von den Umständen 
erfährt, die gegen die Vaterschaft sprechen. Mit dieser relativen Frist erhält das Kind 
die mit ausreichender Bedenkzeit versehene Möglichkeit, im Wege der 
Anfechtungsklage sein Recht auf Kenntnis der genetischen Abstammung 
durchzusetzen. Weil es hier um die Festlegung des rechtlichen 
Abstammungsverhältnisses geht, stellt eine relative Befristung der 
Anfechtungsberechtigung einen sinnvollen Ausgleich zwischen den Interessen des 
Kindes und der nötigen Rechtssicherheit dar. In der Schweiz kann das Kind bis zur 
Vollendung des 19. Lebensjahres eine Vaterschaftsanfechtungsklage erheben, Art. 
256c und Art. 260c ZGB. In dieser Hinsicht ist die im Rahmen der 
Vaterschaftsfeststellungsklage bereits angesprochene weite Auslegung des 
unbestimmten Rechtsbegriffs „wichtige Gründe“ im Sinne der Art. 256c Abs. 3 und 
Art. 260c Abs. 3 ZGB anzuraten. Damit läuft die Frist für das Kind wie im deutschen 
Recht faktisch erst dann, wenn es von Umständen erfahren hat, die an der genetischen 
Vaterschaft des rechtlichen Vaters zweifeln lassen. Das Anfechtungsrecht des Kindes 
und die damit verbundene Möglichkeit zur Durchsetzung des Kenntnisrechts erfährt 
aber noch eine weitere Einschränkung. Nach Art. 256 Abs. 1 Nr. 2 ZGB kann das 
volljährige Kind die Vaterschaft des Ehemannes der Mutter nur dann anfechten, wenn 
der gemeinsame Haushalt der Eltern während seiner Minderjährigkeit aufgehört 
hat.112 Diese Vorschrift bezweckt den Schutz der intakten Elternehe und der 
bestehenden sozialen Familie. Solange das Kind minderjährig ist, erscheint dieser 
Schutzzweck gerade im Hinblick auf das Wohl des Kindes sinnvoll. Jedoch soll auch 
das erwachsene Kind kein Anfechtungsrecht haben, wenn der gemeinsame Haushalt 
der Eltern solange bestand, wie die Minderjährigkeit des Kindes dauerte, und zwar 
unabhängig davon, ob dieser nach Eintritt der Volljährigkeit fortbesteht oder nicht. 
Hieraus folgt, dass ein volljähriges Kind die Vaterschaft auch dann nicht anfechten 
kann, wenn der gemeinsame Haushalt der Eltern nach Eintritt der Volljährigkeit 
geendet hat. Welchem Zweck eine solche Regelung dienen soll, ist schwer zu 
ersehen. Jedenfalls sollte in diesen Fällen dem Recht des Kindes auf Kenntnis seiner 
Abstammung der Vorzug gegeben werden. 
 
Gibt man dem Kind aber in diesem Fall kein Anfechtungsrecht, hat es die 
gesetzlichen Fristen verstreichen lassen oder möchte es die Identität seines leiblichen 
Vaters erfahren, ohne zugleich die bestehende rechtliche Vaterschaft eines anderen 
Mannes zu beseitigen, muss neben den statusrechtlichen Verfahren ein weiterer Weg 
offen stehen, um das völkerrechtlich und verfassungsrechtlich garantierte 
Kenntnisrecht durchsetzen zu können. 
 
In diesem Zusammenhang wird sowohl in der Schweiz als auch in Deutschland die 
Möglichkeit einer isolierten Abstammungsfeststellungsklage ohne Statuswirkung 
diskutiert. In der Schweiz ist vor allem umstritten, ob eine solche Klage de lege lata 
zulässig ist. Eine Ansicht vertritt, die Feststellung der Abstammung könne jederzeit 
mittels einer Klage sui generis verlangt werden.113 Nach anderer Ansicht lässt das 
schweizerische Recht dagegen keine allgemeine Klage auf Feststellung der 
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113 REILINGH DE VRIES Jeanine, AJP 2003, S. 369 ff. 
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väterlichen Abstammung zu, weil insbesondere weder Art. 119 Abs. 2 Bst. g BV 
noch Art. 7 Abs. 1 KRK dafür eine Grundlage bieten.114 Man könnte allerdings eine 
Klage des Kindes gegen den Putativvater wegen Verletzung des Persönlichkeitsrechts 
auf Grundlage des Art. 28 ZGB in Betracht ziehen. Dies würde mit der 
persönlichkeitsrechtlichen Verortung des Rechts auf Kenntnis der Abstammung in 
Einklang stehen und eine Abwägung aller in Rede stehenden Interessen sicherstellen. 
Hinsichtlich dieses Ansatzes ist aber bisher unklar, welchen Voraussetzungen eine 
solche Klage unterliegen soll. So wird man fragen müssen, ob ein beliebiger Mann 
allein aufgrund seiner physiognomischen Ähnlichkeit mit dem Kläger zur Abgabe 
einer Speichelprobe gezwungen werden können soll oder ob darüber hinaus weitere 
Umstände eine Vaterschaft wahrscheinlich erscheinen lassen müssen.115 Angesichts 
all dieser Unsicherheiten wäre daher eine klärende Entscheidung des Bundesgerichts 
hilfreich und eine Regelung durch den Gesetzgeber wünschenswert.  
 
In Deutschland liegt der Schwerpunkt der Diskussion nicht auf der Zulässigkeit einer 
isolierten Feststellungsklage ohne Statuswirkung, sondern auf deren Notwendigkeit. 
Das BVerfG hatte sie im Rahmen zweier Entscheidungen zum Recht auf Kenntnis 
der Abstammung ins Spiel gebracht.116 Trotz einer entsprechenden Anregung des 
Bundesrates wurde eine solche Klagemöglichkeit des Kindes jedoch nicht in das 
Gesetz zur Reform des Kindschaftsrechts aufgenommen. Zur Begründung wurde 
darauf verwiesen, dass nach inzwischen gefestigter Rechtsprechung ein 
Auskunftsrecht des Kindes bestehe, mithilfe dessen sich das Kenntnisrecht des 
Kindes ausreichend verwirklichen lasse.117 Des Weiteren habe auch die ungeklärte 
Frage nach dem Verhältnis eines Urteils in einer isolierten 
Abstammungsfeststellungsklage zu statusrelevanten gerichtlichen Entscheidungen zur 
Verwerfung einer solchen Klagemöglichkeit geführt.118 Für eine isolierte 
Feststellungsklage de lege ferenda spricht allerdings, dass die Auskunftsklage einigen 
Unwägbarkeiten unterliegt: in tatsächlicher Hinsicht, weil es keine Gewähr für eine 
richtige Auskunft gibt, in rechtlicher Hinsicht, weil gerade die Vollstreckbarkeit des 
Urteils, das die Mutter zur Auskunft verpflichtet, in Literatur und Rechtsprechung 
umstritten ist. Sie stellt daher keinen vollwertigen Ersatz für eine dem 
Amtsermittlungsgrundsatz unterworfene Feststellungsklage dar.119 Nur im Rahmen 
einer solchen Klage kann das Gericht eine DNA-Abstammungsuntersuchung auch 
gegen den Willen des Putativvaters anordnen und so mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit die tatsächliche genetische Abstammung feststellen lassen. Aus 
diesem Grund sollte auch der deutsche Gesetzgeber seine Haltung vor dem 
Hintergrund der Entwicklungen der letzten zehn Jahre überdenken und eine isolierte 
Abstammungsfeststellungsklage ohne Statuswirkung zur Durchsetzung des Rechts 
des Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung in das Kindschaftsrecht aufnehmen. 
 
                                                
114 REUSSER Ruth/SCHWEIZER Rainer J., ZBJV 2000, S. 635; HEGNAUER Cyril, 
Postmortale außergerichtliche Abstammungsuntersuchung, ZVW 1998, S. 155. 
115 So auch AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 380. 
116 BVerfGE 79, 256 = NJW 1989, 891 und BVerfGE 90, 263 = NJW 1994, 2475. 
117 Entwurf, BT-Drucks. 13/4899 S. 166. Die nunmehr geltende Fassung des deutschen 
Kindschaftsrechts trat in der Folge am 1.1.1998 in Kraft. 
118 Entwurf, BT-Drucks. 13/4899 S. 56. 
119 Ähnlich MünchKommBGB/SEIDEL Klaus, § 1589 Rn. 47. 
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III. Zusammenfassung 
 
In der Gesamtschau lässt sich festhalten, dass das Kenntnisrecht des Kindes in beiden 
nationalen Rechtsordnungen weitgehend im Zuge förmlicher Vaterschaftsverfahren 
zur Geltung gelangt. Nur wenn dem Kind keine Klageberechtigung (mehr) zusteht 
oder es die Identität seines leiblichen Vaters erfahren möchte, ohne zugleich die im 
Verhältnis zu einem anderen Mann bestehende rechtliche Vaterschaft zu beseitigen, 
hilft dieser inzidente Weg nicht weiter. Für diese Fälle ist sowohl in der Schweiz als 
auch in Deutschland de lege ferenda eine isolierte Abstammungsfeststellungsklage 
zur Durchsetzung des persönlichkeitsrechtlich begründeten Rechts auf Kenntnis der 
genetischen Abstammung zu fordern. 
 
D. Die Exhumierung zum Zwecke einer postmortalen DNA-
Abstammungsuntersuchung 
 
Das Urteil Jäggi wirft ein weiteres Problem auf: wie kann das Recht des Kindes auf 
Kenntnis seiner biologischen Abstammung realisiert werden, wenn der mutmaßliche 
Vater bereits verstorben ist? Für das rechtlich vaterlose Kind lassen beide nationalen 
Rechtsordnungen eine förmliche Vaterschaftsfeststellungsklage auch nach dem Tode 
des Putativvaters zu, Art. 261 Abs. 2 ZGB bzw. § 1600e Abs. 2 BGB. In den übrigen 
Fällen ist die soeben diskutierte isolierte Abstammungsklage in Erwägung zu ziehen. 
 
Die Abstammungsbegutachtung nach dem Tode des mutmaßlichen Vaters wird, 
sofern vorhanden, unter Rückgriff auf ärztlich asservierte Gewebeproben 
vorgenommen. Ist dies nicht möglich, können Blutsverwandte des Verstorbenen in 
die Untersuchung miteinbezogen werden. In diesem Fall treten die Proben der Eltern, 
Kinder oder Geschwister anstelle der nicht zur Verfügung stehenden DNA des 
Verstorbenen. Hierbei besteht allerdings ein gewisses Risiko, dass die unterstellten 
genetischen Verwandtschaftsverhältnisse zwischen dem verstorbenen Putativvater 
und seinen Angehörigen nicht der Realität entsprechen. Bei einem negativen 
Testausgang können daher möglicherweise falsche Schlussfolgerungen gezogen 
werden.120 
 
Eine Exhumierung des Verstorbenen ist mithin nur dann nötig, wenn weder 
Verwandte noch zu Lebzeiten entnommene Gewebeproben zur Verfügung stehen. 
Man wird aber auch dann auf sie zurückgreifen müssen, wenn ein mithilfe von DNA-
Proben naher Verwandter erstelltes Abstammungsgutachten keine zufrieden 
stellenden Wahrscheinlichkeitswerte ergibt. 
 
I. Die entgegenstehende Interessen des Verstorbenen und dessen 
Angehörigen 
 
Kann die Vaterschaft nur nachgewiesen werden, wenn der Verstorbene zur Entnahme 
einer DNA-Probe exhumiert wird, stellt sich zunächst die Frage, welche 
Persönlichkeitsrechte des Verstorbenen oder seiner Angehörigen dadurch betroffen 
sein können. Aus diesem Grund ist zu untersuchen, welche diesbezüglichen 
Persönlichkeitsrechte Privater im Rahmen der Europäischen 
Menschenrechtskonvention und der beiden nationalen Rechtsordnungen anerkannt 
sind. 
                                                
120 ROLF Burkhard/SCHULZ Iris, Theorie und Praxis der Abstammungsbegutachtung mit 
molekularbiologischen Methoden, S. 90 f.  
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1. Rechtsprechung des EGMR 
 
In der Rechtsprechung des EGMR ist die Frage nach eigenen Rechten eines 
Verstorbenen bisher nicht vertieft behandelt worden. Die Fähigkeit, Träger von 
Konventionsgrundrechten zu sein, beginnt mit der Geburt und endet mit dem Tod.121 
Bestimmte positive Gewährleistungspflichten der Staaten wirken allerdings über den 
Tod des Grundrechtsträgers hinaus. So hat der Gerichtshof bei Tötungsdelikten eine 
Pflicht zur Untersuchung und Strafverfolgung angenommen.122 
 
Die Parteifähigkeit (ratione personae) eines Verstorbenen wird dagegen entschieden 
abgelehnt. Diese Frage stellte sich im Rahmen des Falls Estate of Kresten Filtenborg 
Mortensen gegen Dänemark, in dem der Nachlass eines Verstorbenen, vertreten 
durch dessen einzigen Sohn und Erben, als Beschwerdeführer benannt wurde.123 Der 
Sohn machte mithin nicht die Verletzung eigener Rechte, sondern derjenigen seines 
verstorbenen Vaters geltend. Es handelte sich hier um eine mögliche Verletzung von 
Art. 8 EMRK im Zusammenhang mit einer Vaterschaftsklage, welche erst nach dem 
Tode des Betroffenen erhoben wurde. Weil der Beschwerdeführer also bereits 
verstorben war, als die behauptete Verletzung stattfand und die diesbezügliche 
Beschwerde eingereicht wurde, lehnte der Gerichtshof die Parteifähigkeit des 
Verstorbenen ab.124 
 
Die angesprochene Entscheidung ist nicht nur deshalb von besonderem Interesse, 
weil sie sich erstmals mit der Frage nach der Möglichkeit postmortaler Rechte aus der 
Konvention beschäftigt, sondern weil sie, vergleichbar mit dem Urteil Jäggi, die 
Zulässigkeit eines postmortalen DNA-Tests zur Vaterschaftsfeststellung zum 
Gegenstand hat. Geltend gemacht wurde, dass die Exhumierung des Leichnams zum 
Zwecke der Entnahme dazu notwendiger DNA-Proben einen Eingriff in Art. 8 
EMRK darstelle. Der Gerichtshof erklärte die Beschwerde aber in dieser Hinsicht 
ratione materiae für unzulässig. Zwar sei ein selbst geringfügiger medizinischer 
Eingriff ohne Einwilligung des Betroffenen eine Verletzung des Rechts auf Achtung 
des Privatlebens. Jedoch könne daraus nicht gefolgert werden, dass die Durchführung 
eines DNA-Tests an einem Verstorbenen einen Eingriff in die Rechte seines 
Nachlasses aus Art. 8 EMRK darstelle.125 Der Gerichtshof wies diese Beschwerde 
daher als offensichtlich unbegründet im Sinne des Art. 35 Abs. 3 EMRK und somit 
unzulässig zurück. Die Konventionsrechtsprechung kennt folglich bisher keine 
eigenen Rechte eines Verstorbenen. 
 
Anders steht es mit den Rechten der Angehörigen. Diese können sich hinsichtlich 
verstorbener Verwandter durchaus auf Art. 8 EMRK berufen. Der entscheidende 
Unterschied liegt darin, dass die Angehörigen noch leben und durch Handlungen im 
Zusammenhang mit dem Tod ihrer Verwandten in ihrem eigenen Recht auf Achtung 
                                                
121 Konkordanzkommentar EMRK-GG/RÖBEN Volker, Kap. 5 Rn. 11. 
122 Konkordanzkommentar EMRK-GG/RÖBEN Volker, Kap. 5 Rn. 12. 
123 EGMR, Entscheidung vom 15.5.2006, Estate of Kresten Filtenborg Mortensen gegen 
Dänemark. Abgedruckt in European Human Rights Reports, Volume 43 (2006), 
Summaries & Extracts, Seite 93 ff. 
124 EGMR, Entscheidung vom 15.5.2006, Estate of Kresten Filtenborg Mortensen gegen 
Dänemark, European Human Rights Reports, Volume 43 (2006), Summaries & Extracts, 
Seite 101; siehe auch die Ansicht der dänischen Regierung, S. 98. 
125 EGMR, Entscheidung vom 15.5.2006, Estate of Kresten Filtenborg Mortensen gegen 
Dänemark, European Human Rights Reports, Volume 43 (2006), Summaries & Extracts, 
Seite 99 f. 
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des Privat- und Familienlebens betroffen sein können.126 So stellte etwa die 
behördliche Säumnis bei Ausstellung der Sterbeurkunde und Freigabe des Leichnams 
der vierjährigen Tochter einen Eingriff in das Recht der Eltern auf Achtung des 
Privat- und Familienlebens dar.127 In einem anderen Fall stellte der Gerichtshof eine 
Verletzung des Rechts einer Mutter aus Art. 8 EMRK fest, hinsichtlich deren tot 
geborener Tochter die nationalen Gerichte die Feststellung der Vaterschaft und die 
dementsprechende Namensänderung verweigerten.128 Im Fall Jäggi wies der 
Gerichtshof darauf hin, dass die Angehörigen keinerlei religiöses oder 
weltanschauliches Motiv gegen die Entnahme der DNA-Probe geltend gemacht 
hätten. Zudem stelle die Entnahme einer DNA-Probe nur einen relativ geringfügigen 
Eingriff dar. Hinsichtlich der Exhumierung des Leichnams betonte der Gerichtshof, 
dass der Schutz der ungestörten Totenruhe einer zeitlichen Begrenzung unterliege. 
Nur weil der Beschwerdeführer die Grabkonzession auf eigene Kosten bis ins Jahr 
2016 verlängerte, endete der Schutz der ungestörten Totenruhe nicht schon bei 
Ablauf der ursprünglichen Konzession im Jahre 1997. Aus diesen Gründen kam den 
Rechten der Angehörigen im Fall Jäggi kein erhebliches Gewicht zu. 
 
2. Die Rechtslage in der Schweiz 
 
Mit der EMRK vergleichbar kennt das schweizerische Recht zwar schützenswerte 
Interessen der Angehörigen hinsichtlich eines verstorbenen Angehörigen, nicht 
jedoch eigene Persönlichkeitsrechte des Toten selbst. Diese in der Schweiz 
herrschende Ansicht stützt sich auf den Wortlaut des Art. 31 Abs. 1 ZGB, wonach die 
Rechtsfähigkeit mit dem Tode endet. Aus diesem Grund könne ein Verstorbener 
grundsätzlich weder Träger von Rechten und Pflichten sein, noch schützenwerte 
Güter innehaben. Vererbbare Rechte gehen auf die Erben über, höchstpersönliche 
Rechte erlöschen.129 Dementsprechend ist eine verstorbene Person auch nicht 
parteifähig und kann nicht in einem Prozess vertreten werden.130 Der Schutz der 
körperlichen Integrität nach Art. 28 ZGB kommt dem Verstorbenen mangels 
Rechtsfähigkeit ebenso wenig zu wie zivilrechtlicher Ehrenschutz oder die Wahrung 
der Geheimsphäre.131 
                                                
126 In EGMR, Entscheidung vom 15.5.2006, Estate of Kresten Filtenborg Mortensen gegen 
Dänemark wurde über die Frage, ob die Exhumierung des väterlichen Leichnams eine 
Verletzung der Rechte des Sohnes aus Art. 8 EMRK darstellen könnte, mangels 
diesbezüglicher Erschöpfung innerstaatlicher Rechtsbehelfe nicht entschieden, siehe 
European Human Rights Reports, Volume 43 (2006), Summaries & Extracts, Seite 101. 
127 EGMR, Urteil Pannullo und Forte gegen Frankreich vom 30.10.2001, RJD 2001-X. 
128 EGMR, Urteil Znamenskaya gegen Russland vom 2.6.2005, Antrag Nr. 77785/01. 
129 BSK ZGB I/BERETTA Piera, Art. 31 N 39 ff.; DESCHENAUX Henri/STEINAUER 
Paul-Henri, N 475; HAUSHEER Heinz/AEBI-MÜLLER Regina E, Personenrecht, Nr. 
03.30; BUCHER Andreas, N 219 ff.; PEDRAZZINI Mario M./OBERHOLZER Niklaus, 
S. 35; BRÜCKNER Christian, N 71, 651 ff.; RIEMER Michael, N 133 ff.; AEBI-
MÜLLER Regina E., Personenbezogene Informationen im System des zivilrechtlichen 
Persönlichkeitsschutzes, N 327; im Ergebnis auch KNELLWOLF Esther, ZUM 1997, 783; 
dies., Postmortaler Persönlichkeitsschutz, S. 144 ff.; kritisch dazu KEHL Robert, S. 12 ff. 
130 Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Zürich vom 18.11.1998, RB 1998, 41; Urteil 
des Kassationsgerichts des Kantons Zürich vom 10.7.1997, ZR 97, 70 ff., 74. 
131 BRÜCKNER Christian, N 651; BUCHER Andreas, N 221; PEDRAZZINI Mario 
M./OBERHOLZER Niklaus, S. 35 f.; DESCHENAUX Henri/STEINAUER Paul-Henri, N 
476. Siehe aber BGE, Urteil vom 26.4.1995, abgedruckt in Pra 85, 1996, 289 ff.: In diesem 
Urteil ging das Bundesgericht von einem schützenswerten Interesse einer verstorbenen 
Person an der Geheimhaltung von Daten in ihrer Krankengeschichte aus. Teile der 
Literatur sehen darin eine Anerkennung eines Rechts auf Privatsphäre verstorbener 
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Dies bedeutet allerdings nicht, dass keinerlei Schutz gegenüber pietätlosem Verhalten 
bestehen würde. Zum einen zielen diverse Bestimmungen des öffentlichen Rechts 
und des Strafrechts auf die Sicherstellung eines würdevollen Umgangs mit dem 
Verstorbenen. Das früher in Art. 53 Abs. 2 ausdrücklich gewährte Recht auf eine 
schickliche Bestattung wird nunmehr aus Art. 7 BV (Achtung und Schutz der 
Menschenwürde) abgeleitet. Das Strafrecht trägt vor allem mit dem Schutz des 
Totenfriedens nach Art. 262 StGB und der Ehre des Toten nach Art. 175 StGB zum 
Wahrung der Würde des Verstorbenen bei.132 Zudem finden sich im teils kantonal, 
teils kommunal geregelten Friedhofs- und Bestattungsrecht Regelungen, die zur 
Aufrechterhaltung der Würde des Verstorbenen beitragen können. 
 
Auf privatrechtlicher Ebene besteht schließlich über die Lehre vom 
Andenkenschutz133 ein mittelbarer Schutz des Verstorbenen. Zwar kann der 
Verstorbene selbst mangels Rechtsfähigkeit nicht mehr in eigenen Rechten verletzt 
sein, doch können sich dessen Angehörige wegen Verletzung ihrer 
Persönlichkeitsrechte gegen einen Angriff auf den Verstorbenen zu Wehr setzen. 
Hintergrund dieser Theorie ist die Annahme, dass nahe Verwandte in der Regel ein 
emotional stark ausgeprägtes Andenken mit dem toten Familienmitglied verbindet. 
Eine wie auch immer geartete Missachtung dieses Andenkens von Seiten Dritter kann 
daher zu erheblichen Störungen des seelischen Gleichgewichts und damit zu einer 
Verletzung des in Art. 28 ff. ZGB geschützten Persönlichkeitsguts der psychischen 
Integrität führen.  
 
Diese Konstruktion eines Schutzes über bereits bestehende gesetzlichen Strukturen 
wird von deren Vertretern als großer Vorzug der Andenkenschutzlehre gegenüber der 
Lehre von den postmortalen Rechten herausgestrichen, welche der schwierigen 
Begründung einer postmortalen Rechtsfähigkeit bedürfe. In der Rechtsprechung ist 
allerdings seit einigen Jahren eine Tendenz hin zu einem relativ weiten Schutz des 
Verstorbenen zu beobachten, auch wenn das Bundesgericht die Annahme eigener 
postmortaler Rechte eines Verstorbenen weiterhin ablehnt. So kann etwa jeder 
Mensch wirksam über seinen Tod hinaus die Modalitäten seiner Bestattung und die 
Verwendung seines Leichnams festlegen.134 Auch das Recht auf Ablehnung von 
Organentnahmen wirkt über den Tod hinaus, sodass der zu Lebzeiten geäußerte Wille 
der verstorbenen Person demjenigen der nächsten Angehörigen vorgeht.135 Anerkannt 
                                                                                                                                      
Personen zumindest in diesem Bereich durch das Bundesgericht, etwa BSK ZGB 
I/BERETTA Piera, Art. 31 N 43, a.A. BRÜCKNER Christian, N 652 f. In BGE 129 I 302 
ff. betonte das Bundesgericht erneut ausdrücklich seine ablehnende Haltung gegenüber der 
Konstruktion eigenen Rechte eines Verstorbenen.  
132 Interessant ist in diesem Zusammenhang vor allem, dass das Bundesgericht im Strafrecht 
davon ausgeht, dass der Verstorbene prinzipiell bis zur Beerdigung Träger von 
Persönlichkeitsrechten bleibt, siehe BGE 112 IV 34 sowie BGE 118 IV 319 (Fall 
Barschel); PEDRAZZINI Mario M./OBERHOLZER Niklaus, S. 36 möchten 
Auswirkungen dieser Rechtsprechung auf das Zivilrecht nicht ausschließen und halten die 
Notwenigkeit eines stärkeren Schutzes Verstorbener daher für möglich. 
133 Fast einhellige Ansicht in der Schweiz, siehe Fußnote 129. Beispiele aus der 
Rechtsprechung bieten BGE 70 II 127 ff., 130 f.;  BGE 127 I 961 ff., 969 f.; BGE 104 II 
225 ff.; 235 f.; BGE 109 II 353 ff.; BGE 101 II 177 ff., 191., BGE 123 I 112 ff., 119. Für 
einen umfassenden postmortalen Persönlichkeitsschutz plädieren KEHL Robert, S. 12 ff.; 
OTT Walter/GRIEDER Thomas, AJP 2001, S. 627 ff. 
134 BGE 101 II 177 ff., 190 f. 
135 BGE 111 Ia 231 ff. 233 f.; nun ausdrücklich geregelt in Art. 8 Abs. 5 
Transplantationsgesetz. 
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ist des Weiteren ein schützenswertes Interesse eines Verstorbenen an der 
Geheimhaltung von Daten seiner Krankenakte.136 Auch die der Andenkenschutzlehre 
anhängende Literatur in der Schweiz spricht daher von einer Nachwirkung der 
Persönlichkeitsrechte zugunsten des Verstorbenen.137 
 
3. Die Rechtslage in Deutschland 
 
In Deutschland sind postmortale Rechte des Verstorbenen seit der berühmten 
Mephisto-Entscheidung des Bundesgerichtshofes aus dem Jahre 1968 eindeutig 
anerkannt.138 Zwar hatten bereits frühere Urteile die Frage nach postmortalen 
Persönlichkeitsrechten touchiert. Diese standen aber nicht in direktem 
Zusammenhang mit dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht, sondern mit dem 
spezielleren Urheberrecht sowie dem Recht am eigenen Bild.139 Eine grundsätzliche 
Anerkennung postmortaler Rechte konnte daher aus ihnen noch nicht gefolgert 
werden. Dagegen setzt sich der BGH in seinem Mephisto-Urteil auf grundsätzliche 
Art und Weise mit dem persönlichkeitsrechtlichen Schutz Verstorbener auseinander.  
 
Geklagt hatte der Adoptivsohn des verstorbenen Schauspielers Gustaf Gründgens, um 
ein Publikationsverbot des von Klaus Mann verfassten Romans "Mephisto - Roman 
einer Karriere" zu erreichen. Darin wird die Karriere eines Schauspielers geschildert, 
der den Namen Hendrik Höfgen trägt und als ehrgeiziger, talentierter Opportunist aus 
kleinbürgerlichem Milieu mit perversen sexuellen Neigungen, als zynisch-
rücksichtsloser Mitläufer der nationalsozialistischen Machthaber und als 
Rückversicherer dargestellt wird.140 Zahlreiche Einzelheiten entsprechen dabei dem 
äußeren Erscheinungsbild und dem Lebenslauf von Gründgens.  
 
Der Bundesgerichtshof sprach ein Publikationsverbot aus, weil der Roman aus 
diesem Grund die Persönlichkeitsrechte des verstorbenen Schauspielers verletze. Er 
begründete seine Entscheidung damit, dass das Persönlichkeitsrecht nach dem Tode 
der Person zwar eine einschneidende Einschränkung erfahre, da all jene 
Ausstrahlungen enden, welche die Existenz einer aktiv handelnden Person 
voraussetzen. Andererseits erkennt es jedoch an, dass der Verstorbene nicht nur 
übertragbare materielle Werte hinterlässt, sondern dass auch immaterielle Güter 
seinen Tod überdauern, die verletzbar und auch nach dem Tode noch schutzwürdig 
sind.141 Dementsprechend müssen dem Verstorbenen Abwehransprüche zustehen, mit 
denen er die ihm zustehenden immateriellen Rechte verteidigen kann. Diese können 
naturgemäß nicht mehr von ihm selbst durchgesetzt werden. Aber auch daran muss 
die Annahme postmortaler Rechte nach Ansicht des Gerichts nicht scheitern. Die 
Ansprüche zum Schutze der Rechte des Verstorbenen können von sogenannten 
                                                
136 BGE, Urteil vom 26.4.1995, siehe dazu schon Fußnote 131. 
137 BUCHER Andreas, N 222; BRÜCKNER Christian, N 71; BSK ZGB I/BERETTA Piera, 
Art. 31 N 40. 
138 BGH, Urteil vom 20.3.1968, BGHZ 50, 133 ff.; nahezu einhellige Ansicht in der Literatur 
vgl. Staudinger/HAGER Johannes, § 823 C 34 mwN; a.A. WESTERMANN Harm Peter, 
FamRZ 1969, 561 ff; STEIN Axel, FamRZ 1986, 7 ff.; 
MünchKommBGB/SCHWERDTNER Peter, § 12 Rn. 192 ff. 
139 Vgl. Reichsgericht, Urteil vom 28.12.1899 "Bismarck", RGZ 45, 170 ff. zur 
beabsichtigten Veröffentlichung eines Fotos, das den verstorbenen Otto von Bismarck auf 
dem Totenbett zeigt; BGH, Urteil vom 26.11.1954 "Cosima Wagner", BGHZ 15, 249 ff. 
zur Veröffentlichung nachgelassener Tagebücher der verstorbenen Frau Richard Wagners. 
140 BGHZ 50, 133, 134. 
141 BGHZ 50, 133, 136 f. 
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Wahrnehmungsberechtigten, den Angehörigen oder Personen, die der Verstorbene 
vor seinem Tode zu diesem Zwecke bestimmt hat, gerichtlich verfolgt werden.142  
 
Der Bundesgerichtshof stützte den Anspruch auf (auch) zivilrechtlichen Schutz des 
Verstorbenen auf Art. 2 Abs. 1 und Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes. Menschenwürde 
und persönliche Freiheit seien nicht auf den lebenden Menschen beschränkt. 
Vielmehr habe auch der tote Mensch eine Würde, die von der Gesellschaft zu 
respektieren ist. Die persönliche Freiheit zu Lebzeiten könne nur dann effektiv 
gewährleistet werden, wenn sich jedermann vor groben Angriffen auf seine 
Persönlichkeit nach dem Tode geschützt wissen könne.143 In der vom Verlag 
angestrengten Verfassungsbeschwerde bestätigte das Bundesverfassungsgericht die 
grundsätzliche Anerkennung eines Persönlichkeitsschutzes nach dem Tode.144 Es 
ging zwar entgegen des Bundesgerichtshofs davon aus, dass die persönliche Freiheit 
im Sinne des Art. 2 Abs.1 GG nicht mehr auf Verstorbene angewandt werden könne, 
da dieses Grundrecht einen zumindest potentiell oder künftig handlungsfähigen 
Träger voraussetze. Jedenfalls über den Schutz der Menschenwürde des Art. 1 Abs. 1 
GG sei aber ein postmortaler Persönlichkeitsschutz verfassungsmäßig verankert.145  
 
Obwohl der Schutz der Persönlichkeit nach dem Tode demnach schon seit gut vierzig 
Jahren in Deutschland anerkannt ist, bestehen mangels einer sich dazu grundsätzlich 
äußernden nachfolgenden Rechtsprechung146 mannigfaltige Unsicherheiten und 
Streitpunkte um die Einzelheiten der Ausgestaltung eines solchen Schutzes. Dabei 
steht vor allem die Frage im Mittelpunkt, ob der Verstorbene als Träger dieser 
Persönlichkeitsrechte zu betrachten und damit tatsächlich über den Tod hinaus 
rechtsfähig sein soll oder ob eine Anerkennung postmortaler Rechte denkbar ist, ohne 
diese einem Träger als Rechtssubjekt zuzuordnen. Aber auch die Konstruktion der 
Wahrnehmungsbefugnis sowie die erforderliche Dauer des Schutzes der 
Persönlichkeit nach dem Tode sind umstritten.147 
 
Auch in Deutschland besteht daneben ein dem schweizerischen Andenkenschutz 
vergleichbarer Schutz der Angehörigen in ihrem Recht auf Totengedenken, das als 
sonstiges Recht im Sinne der deliktrechtlichen Vorschrift des § 823 Abs. 1 BGB 
eingeordnet wird. Diese Regelung ist dann einschlägig, wenn der Angriff auf den 
Verstorbenen auch oder in erster Linie eine Attacke auf seine Angehörigen bedeutet. 
Selbst wenn etwa eine ehrverletzende Äußerung über die verstorbene Person in den 
meisten Fällen sowohl das Persönlichkeitsrecht des Verstorbenen wie das Recht auf 
Totengedenken der Angehörigen verletzt, sind diese Rechte keinesfalls identisch. 
Dies wird spätestens dann deutlich, wenn der Verstorbene keine Angehörigen 
                                                
142 BGHZ 50, 133, 137 ff. 
143 BGHZ 50, 133, 138 f., 142 f. 
144 BVerfG, Beschluss vom 24.2.1971, BVerfGE 30, 173 ff. 
145 BVerfGE 30, 173, 194. 
146 Die Gerichte beschränken sich zumeist auf einen Verweis auf die Mephisto-Entscheidung 
und tragen wenig zur Klärung der in der Literatur umstrittenen dogmatischen Einordnung 
und Ausgestaltung des postmortalen Persönlichkeitsschutzes bei. Seit BGH, Urteil vom 
1.12.1999 "Marlene Dietrich", BGHZ 143, 214 ff. hat sich das Augenmerk zudem auf die 
Stärkung des Persönlichkeitsschutzes Verstorbener im Zusammenhang mit der 
kommerziellen Vermarktung ihrer Identitätsmerkmale und die damit verbundenen 
Sonderprobleme verlagert. 
147 Staudinger/HAGER Johannes, § 823 C 38 ff. mwN. 
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hinterlässt, aber seine Interessen von einem Treuhänder, etwa durch eine von ihm 
gegründete Stiftung wahrgenommen werden.148 
 
II. Rechtliche Grundlagen für Exhumierung und postmortale DNA-
Untersuchung 
 
Dank des wissenschaftlichen Fortschritts auf dem Gebiet der 
Abstammungsbegutachtung mittels molekularbiologischer Methoden kann nun selbst 
viele Jahre nach dem Tod des mutmaßlichen Vaters die Vaterschaft festgestellt 
werden. Sogar aus dem Knochenmaterial verwester Leichen können Proben 
entnommen werden, die für eine DNA-Analyse tauglich sind. Diese 
wissenschaftlichen Möglichkeiten stellen Rechtsprechung und juristisches Schrifttum 
vor neue Herausforderungen. Es soll daher im Folgenden untersucht werden, ob 
Exhumierungen zum Zwecke der postmortalen Abstammungsfeststellung in der 
Schweiz und in Deutschland üblich sind und auf welchen Rechtsgrundlagen sie 
gegebenenfalls erfolgen. 
 
1. Schweiz 
 
Im Fall Jäggi verlangte der Kläger vor den schweizerischen Gerichten die Aufhebung 
des abschlägigen Vaterschaftsurteils aus dem Jahre 1948. Er beantragte, den 
Leichnam seines mutmaßlichen Vaters zur Entnahme einer DNA-Probe zu 
exhumieren, um mithilfe eines DNA-Gutachtens einen sicheren Nachweis seiner 
Abstammung zu erlangen. Auf welcher Grundlage das schweizerische Gericht nun 
nach dem Urteil des EGMR dem Kenntnisrecht des Klägers zu seiner Durchsetzung 
verhelfen will, ist nicht bekannt. In Betracht kommt zu einen eine Aufhebung des 
ursprünglichen Vaterschaftsurteils und eine Neubeurteilung des Sachverhalt unter 
Nutzung moderner Analysemöglichkeiten. Eine solche postmortale 
Vaterschaftsfeststellungsklage ist nach Art. 261 Abs. 2 ZGB im geltenden Recht 
vorgesehen. Zum anderen ist denkbar, die de lege ferenda zu fordernde isolierte 
Abstammungsfeststellungsklage149 auch dann zu eröffnen, wenn der Putativvater 
bereits verstorben ist. Die nunmehrige Zulassung des Revisionsantrags durch das 
Bundesgericht150 weist möglicherweise darauf hin, dass das Gericht eine 
Verwirklichung des Kenntnisrechts im Rahmen des förmlichen 
Vaterschaftsverfahrens bevorzugt. 
 
Vor den Jäggi-Urteilen wurde die Zulässigkeit von Exhumierungen zum Zwecke der 
Abstammungsfeststellung in der Schweiz nicht diskutiert. Im Schrifttum beschränkt 
man sich bei der Behandlung der postmortalen Vaterschaftsklage zumeist auf die 
Feststellung, dass sich die Klage nach dem Tode des Putativvaters gegen seine 
Nachkommen, Eltern, Geschwister oder, wenn auch solche fehlen, gegen die 
zuständige Behörde seines letzten Wohnsitzes richtet, was mehr oder minder dem 
Wortlaut des Art. 261 Abs. 2 ZGB entspricht.151 In der Rechtsprechung sind Fälle, in 
                                                
148 Staudinger/HAGER Johannes, § 823 C 37 mwN. 
149 Dazu oben S. 24 ff. 
150 BGer, unveröffentlichtes Urteil 1F_1/2007/col vom 30.7.2007, abrufbar unter 
http://www.polyreg.ch/d/informationen/bgeunpubliziert/Jahr_2007/Entscheide_1F_2007/1
F.1__2007.html. 
151 BSK-ZGB I/SCHWENZER Ingeborg, Art. 261 Rn. 12; HAUSHEER Heinz/GEISER 
Thomas/AEBI-MÜLLER Regina E., S. 266 f. 16.66; HEGNAUER Cyril, Grundriss des 
Kindesrechts, S. 66 f.; MEIER Philippe/STETTLER Martin, S. 62 f. 
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denen über die Zulässigkeit einer Exhumierung zur Feststellung des Vaterschaft zu 
entscheiden war, vom Urteil Jäggi einmal angesehen, nicht dokumentiert. 
 
Kommt es zu einer postmortalen Vaterschaftsklage nach Art. 261 Abs. 2 ZGB, sind 
die beklagten Nachkommen, Eltern oder Geschwister nach Art. 254 Nr. 2 ZGB 
verpflichtet, an Untersuchungen mitzuwirken, die zur Aufklärung der Abstammung 
nötig und ohne Gefahr für die Gesundheit sind. Die Vaterschaft des Verstorbenen 
wird in aller Regel mittels eines DNA-Abstammungsgutachtens festgestellt oder 
ausgeschlossen. Sind in ausreichender Zahl Blutsverwandte des Putativvaters 
vorhanden, kann das Gutachten unter Zuhilfenahme von DNA-Proben dieser 
Personen erstellt werden. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass genetisches 
Material des Verstorbenen untersucht werde, soweit dies "nötig und möglich ist".152 
Diese Formulierung wirft die Frage auf, ob eine solche Untersuchung in der Schweiz 
nur dann für möglich gehalten wird, wenn Gewebeproben ärztlich asserviert wurden 
und demnach ohne Exhumierung erlangt werden können. Vor dem Hintergrund des 
Falls Jäggi kann man aber davon ausgehen, dass Exhumierungen zum Zwecke der 
Vaterschaftsfeststellung in der Schweiz grundsätzlich möglich sein müssen. Als 
Rechtsgrundlage bietet sich Art. 254 Nr. 2 ZGB an. Da in der Schweiz keine 
postmortalen Rechte des Verstorbenen selbst anerkannt sind, sondern es nach der 
Andenkenschutztheorie allein auf die Persönlichkeitsrechte der Angehörigen des 
Verstorbenen ankommt,153 werden durch eine Exhumierung nur die 
Persönlichkeitsrechte naher Verwandter tangiert. Diese sind entweder selbst Partei im 
Vaterschaftsverfahren nach Art. 261 Abs. 2 ZGB oder können unter den Begriff des 
Dritten im Sinne des Art. 254 Nr. 2 ZGB subsumiert werden. Ob die schweizerischen 
Gerichte tatsächlich diesen Weg einschlagen, bleibt abzuwarten. 
 
2. Deutschland 
 
Die Feststellung oder Anfechtung der Vaterschaft ist im deutschen Recht ohne 
zeitliche Befristung auch nach dem Tode des Vaters möglich, § 1600e Abs. 2 BGB. 
Gerade im Rahmen dieser Verfahren wird daher häufig die Exhumierung des 
vermuteten Vaters zur Entnahme von Gewebeproben und die Erstellung eines 
postmortalen Abstammungsgutachtens beantragt, wenn der Nachweis auf andere 
Weise nicht möglich oder nicht ausreichend sicher ist. Der Entwicklung der 
medizinischen Möglichkeiten in der DNA-Analyse entsprechend, hat die Zahl der 
Anträge auf Exhumierung zur familienrechtlichen Statusklärung in den letzten Jahren 
immer weiter zugenommen. Hierzu einige Beispiele aus der Rechtsprechung: 
 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (2006):154 Eine 16jährige Klägerin 
machte Halbwaisenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung geltend. Die 
Vaterschaft des verstorbenen vermutlichen Vaters ging jedoch nicht aus der 
Geburtsurkunde hervor. Das erstinstanzlich zuständige Sozialgericht hatte eine 
Exhumierung des Leichnams zum Zwecke einer DNA-Abstammungsuntersuchung 
wegen des postmortalen Persönlichkeitsrechts des Verstorbenen abgelehnt und die 
Klage im Ergebnis abgewiesen. Eine Exhumierung und eine anschließende 
postmortale Vaterschaftsfeststellung seien nur im förmlichen familienrechtlichen 
Vaterschaftsfeststellungsverfahren, nicht jedoch im sozialgerichtlichen Verfahren 
zulässig. Die Berufung der Klägerin vor dem Landessozialgericht hatte aber Erfolg. 
                                                
152 AEBI-MÜLLER Regina E./JAGGI Matthias, Streit um die Abstammung, S. 369. 
153 Siehe dazu oben S. 30 ff. 
154 LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 2.10.2006, Az. L 8 RA 31/03. 
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Nachforschungen des Gerichts hatten zu vorhandenen Gewebeproben des 
Verstorbenen geführt, sodass eine Exhumierung nicht mehr notwendig war. Der 
mithilfe dieser Proben durchgeführte Abstammungstest zeigte, dass die vermutete 
biologische Abstammung tatsächlich vorlag. Daraufhin erkannte die Deutsche 
Rentenversicherung Bund den Anspruch des Kindes auf Waisenrente an. Das Gericht 
hatte demnach nicht über die Zulässigkeit von Exhumierungen im Rahmen von 
sozialgerichtlichen Verfahren zu entscheiden. Es weist jedoch darauf hin, dass der 
Nachweis der Vaterschaft für die Gewährung der Waisenrente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auch noch nach dem Tod des Vaters durch eine DNA-Analyse 
geführt werden kann. Angesichts des zugrunde liegenden Falles bleibt aber unklar, ob 
für diese allein auf vorhandene Gewebeproben zurückgegriffen werden soll oder auch 
eine Exhumierung in Betracht zu ziehen ist. 
 
Oberlandesgericht Hamm (2004):155 Es handelt sich um eine Beschwerde gegen die 
gerichtliche Anordnung der Abgabe von Blutproben für eine DNA-
Abstammungsanalyse. Das Gericht stellt fest, dass vor der Inanspruchnahme am 
Verfahren nicht beteiligter Dritter zunächst die Exhumierung anzuordnen ist, wenn 
ein Blutmerkmalevergleich mit den Kinder und Geschwistern des Toten keine 
hinreichenden Ergebnisse erbringen sollte. 
 
Oberlandesgericht München (2000):156 Der über 30jährige unehelich geborene 
Antragsteller möchte die Vaterschaft eines verstorbenen verheirateten Mannes 
festgestellt wissen. Weil er den Vaterschaftsnachweis nicht auf andere Weise führen 
kann, beantragt er die Exhumierung des Verstorbenen zur Entnahme von 
Gewebeproben und die Erstellung eines DNA-Gutachtens. Die Ehefrau des 
Verstorbenen stimmt dem nicht zu. Das erstinstanzliche Gericht verweigerte die 
Exhumierung als unzumutbar und wies den Antrag auf Vaterschaftsfeststellung 
zurück. Auf seine sofortige Beschwerde hin hatte der Antragsteller aber Erfolg vor 
dem Oberlandesgericht München, welche die Exhumierung für zulässig und 
notwendig erachtete. 
 
Diese Entscheidungen zeigen, dass in Deutschland, anders als in der Schweiz, bereits 
seit einigen Jahren Exhumierungen im Rahmen postmortaler Vaterschaftsfeststellung 
gerichtlich angeordnet werden. Eine gesetzliche Grundlage dafür ist indes nicht 
ausdrücklich geregelt. § 372a ZPO bestimmt zwar, dass jede Person Untersuchungen 
zur Abstammungsfeststellung zu dulden hat, soweit diese erforderlich und zumutbar 
sind. Eine Duldungspflicht kann sich als solche aber nur auf eine lebende Person 
beziehen, sodass eine direkte Anwendung angesichts der in Deutschland vertretenen 
Lehre von den eigenen postmortalen Persönlichkeitsrechten Verstorbener 
auszuschließen ist. Die Rechtsprechung sowie die rare einschlägige Literatur halten 
jedoch eine analoge Anwendung des § 372a ZPO auf Verstorbene für möglich.157 
Inwieweit die Persönlichkeitsrechte des Verstorbenen sowie seiner Angehörigen im 
Rahmen des § 372a ZPO Berücksichtigung finden, ist jedoch umstritten. 
                                                
155 OLG Hamm, NJW-RR 2005, 231 = FamRZ 2005, 1192. 
156 OLG München, NJW-RR 2000, 1603 ff. = FamRZ 2001, 126. Diese Entscheidung kann 
als Grundsatzentscheidung zur Problematik der Exhumierung zum Zwecke einer DNA-
Abstammungsuntersuchung angesehen werden. 
157 HELMS Tobias, DEuFamR 2000, S. 168 f.; LAKKIS Panajotta, FamRZ 2006, S. 458f.; 
OLG Hamm, NJW-RR 2005, 231 = FamRZ 2005, 1192;OLG Köln, Urteil vom 1.12.2000, 
Az. 14 UF 130/00; OLG München, NJW-RR 2000, 1603 ff. = FamRZ 2001, 126. 
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III. Die Notwendigkeit einer Interessenabwägung 
 
Daher soll im Folgenden untersucht werden, in welchem Maße Persönlichkeitsrechte 
des Verstorbenen und seiner Angehörigen bei der Entscheidung über die Anordnung 
einer Exhumierung zum Zwecke einer Vaterschaftsfeststellung in Deutschland und in 
der Schweiz eine Rolle spielen. 
 
Betrachtet man zunächst die deutsche Rechtsprechung, ist zu beobachten, dass die 
erstinstanzlichen Gerichte eine konkrete Abwägung zwischen den Interessen des 
Kindes an der Feststellung der Vaterschaft und dem Schutz der Totenruhe des 
Verstorbenen sowie des Totengedenkens der Angehörigen vornehmen und 
hinsichtlich der Anordnung von Exhumierungen zur Vaterschaftsfeststellung eine 
restriktive Haltung zeigen.158 Die zitierten Entscheidungen wurden aber in der Folge 
von den zuständigen Oberlandesgerichten aufgehoben.159 Deren Rechtsprechung sieht 
eine weit weniger strikte Praxis vor. In der Grundsatzentscheidung zur 
Exhumierungsproblematik genügte es dem OLG München für eine entsprechende 
Anordnung, dass nach Aussage des Instituts für Rechtsmedizin bei einer 
Exhumierung „die nicht nur gänzlich fern liegenden Möglichkeit“ bestand, eine 
„aussagekräftige Wahrscheinlichkeitsbestimmung“ zu treffen. Das Recht auf Klärung 
der Abstammung sieht es unabhängig vom Einzelfall als höherrangig an. Zu einer 
Einzelfallabwägung mit dem Recht des Verstorbenen auf Wahrung der Totenruhe 
und dem Schutz des Totengedenkens der Angehörigen kommt das Gericht daher 
nicht.160 
 
Die deutsche Literatur hat sich bisher wenig mit dem Thema beschäftigt. Dennoch 
lassen sich zwei Meinungen zur Notwendigkeit einer Interessenabwägung 
hinsichtlich einer Exhumierung unterscheiden. Eine Ansicht betont, dass § 372a ZPO 
Eingriffe in die körperliche Integrität einer lebenden Person ermöglichen soll. Im 
Falle einer Exhumierung und postmortalen Gewebeprobeentnahme sei aber nicht 
mehr die körperliche Integrität des Verstorbenen betroffen, sondern sein Recht auf 
ungestörte Totenruhe und das Pietätsgefühl seiner Angehörigen. Totenruhe und 
Pietätsgefühl könnten aber nicht schutzwürdiger sein als die körperliche Integrität 
einer lebenden Person. Bereits zu Lebzeiten erlege § 372a ZPO jedermann eine weit 
reichende Duldungspflicht auf, die tatbestandlichen Einschränkungen der Vorschrift 
seien dabei in der Praxis nicht von Bedeutung.161 Diese rechtliche Beurteilung im 
Hinblick auf die Lebenden stelle auch den Rahmen für den Umgang mit den Toten 
dar. Zwar sei die Totenruhe grundsätzlich ein schutzwürdiges Gut, doch müsse es 
gegenüber dem Interesse eines Kindes auf Feststellung seiner Abstammung im 
Regelfall zurücktreten. Insofern würden die legitimen Interessen der Lebenden vor 
einem Schutz der Toten Vorrang genießen. Auch das Recht der Totenfürsorge könne 
keinen weitergehenden Schutz vermitteln, denn es sei niemals stärker als die 
Rechtsposition des Verstorbenen selbst.162 Danach kommt es zu keiner konkreten 
Abwägung der in Rede stehenden Interessen. Es wird vielmehr typisierend von einem 
Vorrang des Kindesinteresses ausgegangen. Extreme Ausnahmefälle könnten nach 
                                                
158 Sozialgericht Detmold, BeckRS 2004, Nr. 42416; Amtsgericht München, Urteil vom 
29.7.1999, Az.: XX 521 X 8388/97. 
159 LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 2.10.2006, Az. L 8 RA 31/03; OLG München, 
NJW-RR 2000, 1603 ff. = FamRZ 2001, 126. 
160 OLG München, NJW-RR 2000, 1603, 1604. 
161 In Hinblick auf die Durchführung eines DNA-Tests siehe dazu schon oben S. 23. 
162 HELMS Tobias, DEuFamR 2000, S. 169. 
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dieser Literaturmeinung wohl über das Zumutbarkeitskriterium des § 372a ZPO 
abgefangen werden. 
Der Gegenansicht zufolge ist jedoch eine sorgfältige Interessenabwägung im 
Einzelfall erforderlich. Abzuwägen seien das Recht auf Kenntnis der Abstammung 
des Antragstellers und das verbleibende postmortale Persönlichkeitsrecht des 
Verstorbenen.163 Letzteres sei nicht nur durch eine Störung der Totenruhe betroffen, 
sondern in erster Linie, weil durch eine DNA-Analyse die genetische Struktur des 
Menschen und damit seine persönlichsten Daten überhaupt offenbar würden. Insofern 
sei hier das nachwirkende allgemeine Persönlichkeitsrecht in Form des Rechts auf 
informationelle Selbstbestimmung betroffen.164 Weil sich damit zwei grundrechtliche 
geschützte Positionen gegenüberstünden und das Bundesverfassungsgericht 
entschieden habe, dass die Anwendung des § 372a ZPO nicht zu einer 
unverhältnismäßigen Grundrechtseinschränkung führen dürfe, müsse eine konkrete 
Interessenabwägung stattfinden.165 Zudem bestehe das Recht des Kindes auf Kenntnis 
seiner genetischen Abstammung eben nicht absolut, sondern unterliege nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts einer Einzelfallabwägung. Rein 
vermögensrechtliche Interessen an einer Vaterschaftsfeststellung sollen mangels 
persönlichkeitsrechtlicher Komponente dagegen keinesfalls eine Exhumierung 
rechtfertigen können.166 
 
Letztere Ansicht ist zumindest im Ergebnis zu folgen. Es steht zwar nicht das Recht 
des Verstorbenen auf informationelle Selbstbestimmung in Frage, weil sich die DNA-
Analyse zur Erstellung eines Abstammungsgutachtens nur auf den nicht-codierten 
Bereich der DNA bezieht und es damit nicht zur Offenlegung von Erbinformationen 
kommt.167 Auch kann man davon ausgehen, dass die Entnahme der Gewebeprobe bei 
Toten wie bei Lebenden durch § 372a ZPO abgedeckt gelten kann. Entscheidend ist 
hier dagegen die Tatsache, dass der Leichnam exhumiert werden muss und damit eine 
Handlung vorgenommen wird, die im Vergleich zur bloßen Gewebeentnahme bei 
einem unbeerdigten Leichnam überwiegend als der wesentlich schwerwiegendere 
Eingriff angesehen wird. Dabei sollte man die Scheu vor einem solchen Eingriff und 
den Respekt vor der letzten Ruhestätte nicht als sentimentale und irrationale 
Belanglosigkeit abtun. Bei der Beerdigung handelt es sich schließlich um einen rituell 
geprägten Vorgang, der es den Überlebenden erleichtern soll, den Tod einer nahe 
stehenden Person zu bewältigen und den Tod als Teil des menschlichen Daseins zu 
akzeptieren.168 Daher sind die Interessen des Kindes gegen das Recht des 
Verstorbenen auf Wahrung seiner Totenruhe und dem Recht der Angehörigen auf 
Schutz ihres Totengedenkens abzuwägen. Diese Verhältnismäßigkeitsprüfung hat am 
Einzelfall zu erfolgen, denn von einem abstrakten Überwiegen des Rechts des Kindes 
auf Kenntnis seiner genetischen Abstammung darf nach der diesbezüglichen 
Grundentscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht ausgegangen werden.169 
Macht das Kind in dem zugrunde liegenden Verfahren allein vermögensrechtliche 
Interessen geltend,170 sollte meiner Ansicht nach von einer Exhumierung Abstand 
                                                
163 LAKKIS Panajotta, FamRZ 2006, S. 460. 
164 LAKKIS Panajotta, FamRZ 2006, S. 456. 
165 LAKKIS Panajotta, FamRZ 2006, S. 459 mit Verweis auf BVerfGE 89, 69, 82. 
166 LAKKIS Panajotta, FamRZ 2006, S. 460 unter Hinweis auf BVerfGE 96, 56, 65 f. 
167 Siehe oben S. 23. 
168 Vgl. dazu die Nachweise bei HELMS Tobias, DEuFamR 2000, S. 163 f. dort Fn. 16 ff. 
169 Siehe oben S. 13 f. 
170 Vgl. Sozialgericht Detmold, BeckRS 2004, Nr. 42416, aufgehoben durch LSG Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 2.10.2006, Az. L 8 RA 31/03 zur Vaterschaftsfeststellung im 
Rahmen der Geltendmachung von Halbwaisenrente. 
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genommen werden. Denn dann steht nicht das persönlichkeitsrechtlich geprägte 
Kenntnisrecht des Kindes in Frage, welches das Verständnis und die Entfaltung der 
eigenen Individualität sichern soll. Ein bloß finanzielles Interesse kann aber die 
grundrechtlich geschützten Persönlichkeitspositionen des Verstorbenen und seiner 
Angehörigen nicht überwiegen. In diesen Fällen muss, soweit die Vaterschaft nicht 
mithilfe asservierte Gewebeproben des Verstorbenen oder DNA-Proben naher 
Blutsverwandter begutachtet werden kann, auf gesetzliche Vaterschaftsvermutungen 
verwiesen werden. Des Weitern ist den religiösen Gefühlen und den möglichen 
psychischen Auswirkungen einer Exhumierung auf Seiten der Angehörigen das 
nötige Gewicht beizumessen, denn sowohl nach Ansicht des EGMR als auch des 
deutschen Bundesverfassungsgerichts überwiegt das Kenntnisrecht des Kindes nicht 
per se.171 Auch sollte bei der Abwägung berücksichtigt werden, ob der Antragsteller 
schon vor dem Tode des mutmaßlichen Vaters um dessen Identität wusste und 
demzufolge eine Erhebung der Vaterschaftsfeststellungsklage bereits zu Lebzeiten 
des Putativvaters möglich gewesen wäre. Zwar steht die Vaterschaftsklage in 
Deutschland unbefristet auch nach dem Tode des möglichen leiblichen Vaters offen. 
Hieraus ist aber meiner Ansicht nicht zwingend zu folgern, dass eine Exhumierung in 
diesen Fällen ausnahmslos zulässig sein müsste.172 Dies sollte vielmehr Ergebnis 
einer gewissenhaften Interessenabwägung sein. Insgesamt mutet die derzeit 
praktizierte oberinstanzliche Rechtsprechung und die entsprechende Literaturmeinung 
gerade auch vor dem Hintergrund befremdlich an, dass Deutschland im Unterschied 
zu den meisten anderen europäischen Ländern eigene postmortale 
Persönlichkeitsrechte des Verstorbenen kennt und sich insofern eines herausragenden 
Schutzes der Toten rühmt. Es erscheint daher widersprüchlich, dass nun ausgerechnet 
Deutschland wiederum im Gegensatz zu vielen europäischen Ländern nicht nur 
Exhumierungen zur Abstammungsfeststellung zulässt, sondern sich diesbezüglich 
auch eine lockere Gerichtspraxis leistet. 
 
Demgegenüber hatte das schweizerische Bundesgericht im Fall Jäggi die sich 
gegenüberstehenden Interessen im Einzelfall abgewägt.173 Obwohl in der Schweiz 
neben dem Andenkenschutz zugunsten der Angehörigen keine postmortalen Rechte 
des Verstorbenen selbst anerkannt sind, kam das Gericht zu dem Ergebnis, der 
ungestörten Totenruhe und den Persönlichkeitsrechten der Angehörigen sei hier 
Vorrang zu gewähren und eine Exhumierungsanordnung daher abzulehnen. Selbst 
wenn man dieses Ergebnis vor dem Hintergrund der offenkundigen Gleichgültigkeit 
der Angehörigen gegenüber dem Verstorbenen für zweifelhaft hält, sind die einer 
Exhumierung entgegenstehenden Rechten im Gegensatz zur deutschen Gerichtspraxis 
doch zumindest ernsthaft in Erwägung gezogen worden. Wie sich eine diesbezügliche 
Rechtsprechung in der Schweiz nach dem Urteil des EGMR künftig entwickelt, wird 
mit Spannung zu beobachten sein. 
 
 
                                                
171 Siehe oben S. 3 ff., 13 ff. 
172 Anderer Ansicht HELMS Tobias, DEuFamR 2000, S. 169; OLG München, NJW-RR 
2000, 1603, 1604 f. 
173 BG, Urteil vom 22.12.1999, Nr. 1 P.600/1999, auszugsweise abgedruckt in FamPra.ch 
2000, 702 ff. 
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E. Resümee 
 
Mit dem Urteil Jäggi hat der EGMR das Recht auf Kenntnis der eigenen genetischen 
Abstammung bestätigt und verstärkt. Es besteht zeitlich unbegrenzt und ist nur 
insofern beschränkbar, als es der Interessenabwägung unterliegt. Deutschland und die 
Schweiz anerkennen in konventionskonformer Weise ein solches Kenntnisrecht, in 
der Schweiz ist mit teilweise absolut ausgeformten Ansprüchen sogar eine (zulässige) 
Übererfüllung zu verzeichnen. Allerdings muss die rechtliche Wirklichkeit in beiden 
Staaten der Tatsache Rechung tragen, dass dem Recht darauf, die Identität des 
leiblichen Vaters zu erfahren, auch dann zu seiner Durchsetzung verholfen werden 
muss, wenn keine förmliche Abstammungsklage erhoben werden kann und 
Auskunftsansprüche leer laufen. Für solche Fälle ist de lege ferenda ein isoliertes 
Abstammungsverfahren zu empfehlen, welches keinen Einfluss auf das rechtliche 
Vaterschaftsverhältnis hat. 
In der Frage nach der Zulässigkeit von Exhumierungen zur postmortalen Feststellung 
der Vaterschaft bietet das Urteil zum ersten Mal eine Richtschnur auf 
völkerrechtlicher Ebene. Länder wie die Schweiz, die diese Möglichkeit aus 
Pietätsgründen letztlich verweigerten, müssen sich verdeutlichen, dass das Recht auf 
Wahrung der Totenruhe ebenso der Abwägung unterliegt wie das Recht auf Kenntnis 
der eigenen Abstammung. Ein völliger Ausschluss der Exhumierung zur 
Durchführung eines Abstammungsgutachtens ist daher ein nicht gangbarer Weg. 
Dagegen wäre es in Deutschland wünschenswert, die laxe Gerichtspraxis auf diesem 
Gebiet zu überdenken und umgekehrt den Rechten des Verstorbenen und seiner 
Angehörigen im Rahmen einer echten Interessenabwägung Beachtung zu schenken. 
